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adelphi research  

adelphi research ist eine fu hrende unabha ngige Forschungseinrichtung fu r Klima, Umwelt 

und Entwicklung. Wir setzen uns fu r einen gerechten transformativen Wandel und eine 

lebenswerte und zukunftsfa hige Gesellschaft ein.  

adelphi research wurde 2001 in Berlin als gemeinnu tzige und unabha ngige Institution 

gegru ndet. Mehr als 100 Forscher*innen analysieren nationale wie internationale Umwelt-, 

Energie- und Klimapolitiken und fu hren transdisziplina re Forschungsvorhaben zu umwelt-, 

entwicklungs- und sozialpolitischen Themen durch. Durch Vortra ge, Vero ffentlichungen und 

Bildungsveranstaltungen vermitteln wir einer breiten O ffentlichkeit Wissen im Bereich des 

Natur-, Umwelt- und Ressourcenschutzes sowie der Entwicklungszusammenarbeit auf 

nationaler, europa ischer und internationaler Ebene. 

Mit praxisnahen Projekten und wissenschaftlich basierten Handlungsempfehlungen leistet 

adelphi research einen wichtigen Beitrag zur Fo rderung von Umweltschutz und 

gesellschaftlicher Entwicklung, Armutsbeka mpfung, Friedensentwicklung sowie 

wirtschaftlicher, politischer und gesellschaftlicher Teilhabe in La ndern des globalen Su dens. 
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1.1 Projektziele 

Das Forschungsprojekt KoWaP-Pro untersucht 

ordnungsrechtliche sowie prozess- und maß-

nahmenbezogene Ansa tze fu r die Umsetzungsphase 

der Wa rmepla ne. Fu r eine prozessorientierte 

Strategieentwicklung mu ssen die planerischen 

Abla ufe innerhalb der Kommune untersucht sowie 

mo gliche Interessens- und Zielkonflikte innerhalb 

der Akteurslandschaft und der regionalen Planungs-

aufgaben identifiziert werden. Die Ergebnisse des 

Projekts KoWaP-Pro sollen zur Verbesserung der 

Handlungsfa higkeit der einzelnen Kommunen bei 

der Umsetzung der Wa rmepla ne bzw. der darin 

verankerten Maßnahmen beitragen.  

Die Implementierung kommunaler Wa rmepla ne 

stellt Gemeinden vor große Herausforderungen, die 

eine zielgerichtete Organisation der Abla ufe und 

Einbindung aller relevanten Akteure erfordern. Wie 

eine ku rzlich vero ffentlichte Umfrage des KWW 

(KWW 2024) zeigt, erweisen sich neben der Sorge, 

ausreichend erneuerbare Wa rmequellen zu sichern, 

die Finanzierung und der Fachkra ftemangel als 

zentrale Herausforderungen fu r die Umsetzenden.  

Daru ber hinaus erschweren unklare rechtliche 

Rahmenbedingungen den Prozess. In der folgenden 

Studie werden die Herausforderungen der 

Umsetzung der Wa rmepla ne betrachtet.  

1.2 Status Quo der Wärmeplanung 

Das Wa rmeplanungsgesetz (WPG) ist am 1. Januar 

2024 in Kraft getreten. Ziel dieses Gesetzes ist es, die 

Erzeugung von sowie die Versorgung mit 

Raumwa rme, Warmwasser und Prozesswa rme von 

fossilen auf erneuerbare Energien, unvermeidbare 

Abwa rme oder einer Kombination daraus 

umzustellen, und damit zur Erreichung einer 

treibhausgasneutralen Wa rmeversorgung bis 

spa testens zum Jahr 2045 beizutragen. Der 

kommunale Wa rmeplan ist ein planerisches Element, 

das festlegt, in welchen Gebieten sich eine dezentrale 

Wa rmeversorgung (z.B. Wa rmepumpen, Solar-

thermie) oder Wa rme- bzw. Wasserstoffnetze 

besonders eignen. Kommunen mit einem 

Gemeindegebiet mit mehr als 100.000 Ein-

wohner*innen (EW) mu ssen bis Mitte 2026 ihren 

Wa rmeplan erstellen und Kommunen mit einem 

Gemeindegebiet unter 100.000 EW bis Mitte 2028 

(vgl. § 4 Abs. 2 WPG).  

Die La nder mu ssen die Vorgaben des WPG 

landesrechtlich umsetzen und dabei unter anderem 

die planungsverantwortliche Stelle bestimmen. Dies 

werden i.d.R. die Kommunen sein. Soweit das WPG 

einen landesrechtlichen Regelungsspielraum 

vorsieht („La ndero ffnungsklauseln“). Die meisten 

Bundesla nder planen zum 1. Quartal 2025, das 

Bundesgesetz umzusetzen. Die Bundesla nder Baden-

Wu rttemberg, Hamburg, Hessen, Schleswig-Holstein, 

Niedersachsen hatten bereits vor dem WPG eigene 

Gesetze zur Wa rmeplanung erlassen (BBSR 2024). 

Die Bundesla nder Bayern, Brandenburg, Bremen, 

Nordrhein-Westfalen, Saarland und Thu ringen haben 

das WPG bereits umgesetzt.  

In Deutschland gibt es rund 10.700 Kommunen. Im 

Jahr 2024 verfu gen 119 Kommunen u ber fertige 

Wa rmepla ne, (entspricht 5,7 Mio. Menschen). U ber 

4.100 Kommunen (mehr als 50 Prozent der 

Bevo lkerung) haben den Prozess zur Erstellung eines 

kommunalen Wa rmeplans angestoßen (ibd.). 

1.3 Methodisches Vorgehen 

Zur Erhebung der Daten wurden von Mai bis Juli 

2024 Interviews und Umfragen durchgefu hrt. Es 

wurden mehr als 230 Anfragen fu r die Teilnahme an 

den Interviews und den Umfragen versendet. Davon 

meldeten sich 53 fu r die Teilnahme an den 

Interviews zuru ck sowie 30 Akteure fu r eine 

Umfrage. Die quantitative Umfrage ist daher nicht 

repra sentativ. Die Interviews wurden in dieser 

Studie als prima re Methode eingesetzt, um Einblicke 

in die individuellen Erfahrungen der Teilnehmenden 

und den verschiedenen Kommunen zu gewinnen. 

Erga nzend dazu wurden quantitative Umfragen 

durchgefu hrt, um die qualitativen Erkenntnisse 

weiter zu untermauern.   

Semi-strukturierte Interviews 

Es wurden insgesamt 53 Online-Interviews 

durchgefu hrt und protokolliert. Die Interviews 

hatten eine geplante Dauer von ca. 45 Minuten, von 

der im Einzelfall leicht abgewichen werden konnte.  

1 Einleitung 



 

adelphi research Publikation | Die Umsetzung der kommunalen Wärmepläne in Deutschland 8 

Als Methode wurden semi-strukturierte Interviews 

bzw. Leitfaden-Interview (Vromen 2010) 

angewendet. Dies bietet den Gespra chs-

partner*innen die Mo glichkeit auf Themen na her 

einzugehen, auf denen sich die befragte Person 

besonders gut auskennt oder seitens des 

Interviewenden wertvolle Informationen gewinnen 

lassen. Des Weiteren sind die Antworten nicht 

determiniert. Da die Umsetzungsphase der Wa rme-

pla ne ein fu r die Akteure neues Thema ist, ist dieser 

explorative Ansatz fu r die Ziele des Forschungs-

vorhabens am besten geeignet.  

Die Interviews wurden von energiepolitischem 

Fachpersonal mit ausreichend Kenntnissen in den 

entsprechenden Themenfeldern durchgefu hrt. Sie 

sind im Interview somit als Co-Expert*innen 

aufgetreten, da dies einen tieferen Austausch fo rdert  

(Bogner et al. 2014).  

Bei der Formulierung wurde darauf geachtet, 

mo glichst eindeutige Fragen zu stellen und Raum fu r 

Ru ckfragen zu lassen. Es wurden Mehrfachfragen 

und Fragealternativen vermieden, sowie die auf eine 

alltagssprachliche Wortwahl geachtet (Kruse 2015). 

Um eine offene Gespra chsatmospha re zu garantieren 

und die Ergebnisse des Interviews nicht zu 

verzerren, wurde kein bestimmter Kenntnisstand zu 

den Themen der Wa rmeplanung und deren 

Umsetzung vorausgesetzt und die Fragen somit 

mo glichst neutral formuliert. So wurden z.B. alle 

Expert*innen zu Beginn gefragt, was ihr Versta ndnis 

bzw. ihre Definition von der Umsetzungsphase der 

Wa rmeplanung ist.   

Auf der Basis des Vorbetrachtung und der 

Auswertung der ersten Wa rmepla ne aus Baden-

Wu rttemberg (Kluge et al. 2024), wurden relevante 

Themenblo cke fu r den Interview-Leitfaden 

ausgewa hlt und die strukturierten Ergebnis-

protokolle mit MAXQDA12, einer Software fu r 

qualitative Datenanalyse, codiert. 

In der Auswertung wurden besonders ha ufige 

Erfahrungswerte der befragten Interview-

partner*innen im Bericht dokumentiert. Welche 

Akteursgruppe welche Aussagen getroffen hat, wird 

in der folgenden Auswertung kenntlich gemacht. 

Weniger relevante Aussagen wurden dagegen nicht 

aufgenommen. Dieser Bericht stellt somit eine 

Dokumentation und Auswertung relevanter Themen 

 
1  Da ein u berwiegender Teil der Vertreter*innen von 

Stadtwerken waren, wird im Verlaufe des Text von 
Stadtwerken gesprochen. 

dar, kann aber nicht alle geta tigten Aussagen der 

Interviewpartner*innen beru cksichtigen.   

Quantitative Umfrage  

Fu r die Erhebung der Daten wurden drei 

verschiedene Fragebo gen erstellt und mit den 

Anfragen zu den Interviews mit den Expert*innen 

versendet. Es wurde dabei entsprechend der 

Akteursgruppen Kommune, Stadtwerke/EVU und 

Dienstleistungsunternehmen unterschieden. Die 

Ru cklaufquote der ersten Anfrage Stadtwerke/EVU 

war gering, daher wurde ein zweiter Datensatz 

versendet, um eine Datenbasis zu erhalten. Fu r die 

verwendeten Datensa tze haben Vertreter*innen von 

11 Kommunen, 11 Dienstleistungsunternehmen und 

8 Stadtwerken1 an den Umfragen teilgenommen.  

Die Skala der Umfragen zur Bewertung der 

Wirksamkeit wurden sowohl unipolar als auch 

bipolar gestaltet. Diese Skalen ermo glichen es, 

differenzierte Ru ckmeldungen von den Befragten zu 

erhalten, indem sie deren Zustimmung oder 

Ablehnung zu bestimmten Aussagen in 

verschiedenen Abstufungen messen. In den 

Fragebo gen konnten die Teilnehmenden bei Fragen, 

die sich auf eine Wertigkeit bezogen, jeweils 8 

Punkte je Fragen vergeben. Eine ho here Punktzahl 

bedeutet eine ho here Relevanz. Dies ermo glicht es, 

die Antworten unterschiedlich zu gewichten und so 

ihre Relevanz abzubilden. 

Dichotomische Fragen hingegen eignen sich 

besonders zur klaren Unterscheidung zwischen zwei 

Alternativen, was sie ideal fu r Ja/Nein-Fragen oder 

zur Erfassung bina rer Entscheidungen machen. Die 

Kombination dieser verschiedenen Fragetypen tra gt 

dazu bei, ein umfassendes Bild der Wirksamkeit zu 

erhalten und spezifische Verbesserungsbereiche zu 

identifizieren. In der folgenden Auswertung wurden 

nur Ergebnisse mit statischer Relevanz 

aufgenommen. 

1.4 Allgemeine Information über die 

Interview-Partner*innen 

Akteure und Zielgruppen 

Zielgruppen waren Expert*innen aus der 

kommunalen Verwaltung, Stadtwerken, lokalen und 

Landesenergie- und Klimaschutzagenturen und 

Dienstleistungsunternehmen aus dem Bereich der 
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kommunalen Wa rmeplanung. Daru ber hinaus 

wurden weitere Interviews mit Expert*innen und 

Vertreter*innen von relevanten Verba nden zu den 

Themenfeldern Abwa rme, Beteiligungsprozesse und 

Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften gefu hrt.  

 

Räumliche Verteilung 

Der Ru cklauf war regional unterschiedlich. Aufgrund 

der Vorreiter-Rolle Baden-Wu rttembergs war seitens 

der Kommunen der Ru cklauf am ho chsten 

(Abbildung 1). Dies kann darauf zuru ckgefu hrt 

werden, dass zum Zeitpunkt der Anfragen die 

Stadtkreise und großen Kreissta dte auf der Basis des 

Klimaschutzgesetzes in Baden-Wu rttemberg 

verpflichtet wurden, bis Ende 2023 einen 

kommunalen Wa rmeplan zu erstellen. Somit fu hlten 

sich diese Kommunen eher befa higt, Aussagen u ber 

die Umsetzung der Wa rmepla ne zu ta tigen.   

Kommunale Vertreter*innen 

Ungefa hr ein Viertel der befragen Akteure waren 

Vertreter*innen aus der kommunalen Verwaltung 

(Abbildung 1). 12 Prozent der befragten 

kommunalen Vertreter*innen waren aus 

Kleinsta dten, 31 Prozent aus kleinen Mittelsta dten, 

19 Prozent aus großen Mittelsta dten und 38 Prozent 

aus kleinen Großsta dten. Große Großsta dte wurden 

nicht befragt (Abbildung 1).  

Die A mter, die in den Kommunen fu r die kommunale 

Wa rmeplanung zusta ndig sind, geho ren zumeist zum 

Umweltamt, einige zum Klimaschutzamt. Die mit der 

Wa rmeplanung vertrauten Abteilungen selbst sind 

von Kommune zu Kommune verschieden benannt, 

umfassen jedoch typischerweise Bereiche wie 

Klimaschutz, Energie, Umwelt, Geba ude- und 

Sanierungsmanagement, Straßen- und Gru nfla chen 

sowie Wa rmeplanung. 

Kommunalen Vertreter*innen sind ha ufig als 

Klimaschutzmanager*innen ta tig. In vielen Fa llen 

wurde angeben, dass die Position speziell fu r die 

kommunale Wa rmeplanung geschaffen wurde. 

Daru ber hinaus wurden leitende Personen der 

Abteilungen, die sich mit der Wa rmeplanung 

auseinandersetzen, befragt.  

Die fachlichen Hintergru nde der befragten Personen 

aus den Kommunen sind vielfa ltig und decken 

zentrale Bereiche fu r die Wa rmeplanung ab. Viele 

von ihnen haben einen akademischen Hintergrund in 

Ingenieur- und Umweltwissenschaften, wie etwa 

Abschlu sse in Erneuerbaren Energien, Umwelt- und 

Betriebswirtschaft oder Ingenieurswissenschaften. 

Auch Studienga nge in Raumplanung, Geografie und 

Landschaftsplanung sind vertreten. Zudem gibt es 

Befragte mit politikwissenschaftlichem und 

sozialwissenschaftlichem Hintergrund. Einige 

Interviewpartner*innen bringen spezifische 

Expertise in der Regulierung erneuerbaren Energien 

oder langja hrige Berufserfahrung im kommunalen 

Klimaschutz ein.  

Vertreter*innen aus Stadtwerken  

Interviewpartner*innen aus Stadtwerken sind in den 

Bereichen Wa rmenetze, Energietechnik und 

Energie- und 
Klimaschutzagenturen

14%

Verband
6%

Sonstige 
Behörden

8%

Kleine 
Großstadt

15%

Kleinstadt
6% Kleine 

Mittelstadt
12%

Große 
Mittelstadt

6%

Kommunen und 
Stadtwerke

39%

Abbildung 1: Regionale Verteilung der Interviewpartner*innen, Verteilung der Akteure sowie die Größe der befragten 

Kommunen und Stadtwerke nach den Stadt- und Gemeindetypen des BBSR  

Dienstleistungs-

unternehmen 

33% 
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Projektentwicklung spezialisiert. Die Ru cklaufquote 

fu r die Interviews (Abbildung 1) war im Vergleich 

mit anderen Akteuren eher gering. Dabei 

u bernehmen sie ha ufig die technische Umsetzung 

und strategische Planung von Wa rmeversorgungs-

lo sungen 

Vertreter*innen von Dienstleistungs-

unternehmen, Energie- und Klimaschutz-

agenturen und Verbänden 

Interviewpartner*innen aus Dienstleistungs-

unternehmen und Energie- und Klimaschutz-

agenturen sind in den Bereichen Wa rme- und 

Energieplanung, nachhaltige Stadtentwicklung und -

sanierung, Bu rgerenergie, Energie- und Klimaschutz, 

Wa rmewende, Energietechnik und -wirtschaft, 

Kommunikation oder im Bereich Quartiers- und 

Energiekonzepte ta tig. 

Vertreter*innen von Energie- und 

Klimaschutzagenturen (EKA) und Dienstleistungs-

unternehmen nahmen den gro ßten Anteil der 

Befragten ein. Ha ufig wurden Projektleiter*innen, 

Berater*innen oder Personen in Fu hrungspositionen 

wie der Gescha ftsfu hrung befragt. Daru ber hinaus 

nahmen auch Klimaschutzbeauftragte, 

Prokurist*innen, wissenschaftliche 

Mitarbeiter*innen und Referent*innen an den 

Interviews teil. Die meisten befragten 

Dienstleistungsunternehmen bieten die Erstellung 

von Wa rmepla nen fu r Kommunen und Stadtwerke 

an. Bei den befragten EKA handelt es sich um 

staatliche Einrichtungen auf Bundes-, Landes- oder 

Kreisebene.  

Weitere Interviews 

Daru ber hinaus wurden Interviews mit weiteren 

Akteuren gefu hrt, die nicht unter die drei 

Hauptkategorien gefasst wurden. Diese Interviews 

dienten insbesondere dazu, einen tieferen Einblick in 

die Themenfelder O ffentlichkeitsbeteiligung, der 

Rolle von Bu rger*innen sowie von Erneuerbare-

Energie-Gemeinschaften zu erhalten. 

Besonderheiten der Kommunen  

Die Voraussetzungen in Kommunen fu r die 

Wa rmeplanung und die darauffolgende 

Umsetzungsphase unterscheiden sich maßgeblich, 

wobei sich jede Kommune mit speziellen 

Herausforderungen auseinandersetzen muss. Diese 

Voraussetzungen und Eigenschaften der Kommunen 

haben Einfluss auf die Anforderungen an die 

Wa rmeplanung (z.B. verku rzte Wa rmeplanung, 

vereinfachtes Verfahren fu r die Wa rmeplanung, 

offenen Regelungen nach Landesrecht). 

Daher wurde nach gesellschaftlichen, technischen, 

wirtschaftlichen Besonderheiten in der Kommune 

gefragt. Insbesondere morphologische 

Gegebenheiten sowie bestehende Siedlungs- und 

Infrastrukturen stellen entscheidende Faktoren in 

der Umsetzung von Wa rmemaßnahmen dar. Unter 

anderem wurden folgende Punkte genannt: 

– spezifische Wa rmequellenpotenziale auf dem 

kommunalen Gebiet (z.B. 

Flusswasserwa rmepotenziale und 

unterschiedlich ausgepra gte 

Geothermievorkommen) 

– Grenzu berschreitende Wa rmequellenpotenziale 

(sowohl la nderu bergreifend als auch zwischen 

benachbarten Kommunen)  

– Erschwerung der Umsetzung von 

Infrastrukturmaßnahmen, aufgrund von 

topografischen Besonderheiten wie Tallagen oder 

Gebirgsregionen sowie hohe Grundwassersta nde  

– Natur- und Wasserschutzgebiete, die vereinzelt 

Einschra nkungen bei der Nutzung von (Frei-

)fla chen fu r z.B. Solarthermie und 

Tiefbauarbeiten darstellen 

– La ndliche Strukturen und landwirtschaftliche 

Pra gung  

Hinzu kommen unterschiedliche 

Bebauungsstrukturen, wie Geba ude mit 

Denkmalschutz, besonders in historischen 

Stadtzentren, sowie teilweise Mehrfamilienhaus 

gepra gte Stadtteile. In Teilen ist der Geba udebestand 

in einem energetisch schlechten Zustand.  

In Bezug auf die vorhandene Wa rme-Infrastruktur 

verfu gen einige Kommunen u ber langja hrig 

etablierte Wa rmenetze, die ha ufig an o ffentliche 

Geba ude und den Stadtkern gebunden sind, wa hrend 

andere Kommunen keine Wa rmenetze besitzen. 

Wa rmegenossenschaften sind selten vorhanden. 

Aufgrund des hohen Anteils fossiler Energietra ger, 

insbesondere Gasnetze, besteht oft ein erhebliches 

Potenzial zur Dekarbonisierung. Zudem betreiben 

die meisten befragten Kommunen eigene 

Stadtwerke. Weitere Unterschiede befinden sich in 

ihrer demografischen Entwicklung und 

Altersstruktur, finanziellen Situation und ihren 

Beziehungen zu benachbarten Gemeinden. 
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In der kommunalen Wärmeplanung muss nach § 

20 WPG eine Umsetzungsstrategie entwickelt 

werden. Diese enthält von der planungs-

verantwortlichen Stelle selbst zu realisierende 

Umsetzungsmaßnahmen, mit denen das Ziel der 

Versorgung mit ausschließlich aus erneuerbaren 

Energien oder aus unvermeidbarer Abwärme 

erzeugter Wärme bis zum Zieljahr 2045 erreicht 

werden kann. Im Wärmeplanungsgesetz werden 

wenige konkrete Vorgaben für die Organisation 

des Umsetzungsprozesses gemacht. Lediglich die 

Vorgaben zur darauffolgenden erforderlichen 

Fortschreibung der Wärmepläne alle 5 Jahre sind 

in § 25 WPG festgehalten. Daher ergibt sich die 

Frage, wie der Prozess gestaltet und organisiert 

werden kann. Dafür ist es erforderlich, einen 

Einblick in die Wahrnehmung der betroffenen 

Akteure zu erhalten und zu klären, was sie unter 

der Umsetzung der Wärmepläne verstehen. 

Daraus können später Empfehlungen entwickelt 

werden, auf was in diesem Prozess geachtet 

werden sollte. 

In der Literatur werden aktuell hauptsa chlich 

Rechtsfragen diskutiert. Dies betrifft Fragen des 

Vergabe- und Wettbewerbsrechts, der Implemen-

tierung im Bauplanungsrecht und Sta dtebaurecht, 

dem Raumordnungsrecht, o ffentliche Satzungen 

(Anschluss- und Benutzungszwang), Konzessions-

vergaben oder Wegerechtsvergaben oder die 

Bindungswirkung von Wa rmepla nen (GSK 2024); 

(Balling et al. 2023). Vereinzelt wurden die 

Umsetzungsmaßnahmen aus Wa rmepla nen in 

Baden-Wu rttemberg analysiert (Fritz et al. 2024); 

(Kluge et al. 2024). Daraus ergibt sich ein 

Versta ndnis fu r die Arten der von Kommunen 

gewa hlten Maßnahmen, die es im Anschluss an die 

Erstellung der Wa rmepla ne umzusetzen gilt. Neben 

den rechtlichen Aspekten und Analysen zu den Maß-

nahmen fu r die Umsetzungen spielt die Ausge-

staltung des Umsetzungsprozesses im Anschluss an 

die Wa rmeplanung in der Literatur bisher keine 

Rolle. Daher sollte zu Beginn gekla rt werden, was 

unter der Umsetzung der Wa rmepla ne zu verstehen 

ist.  

2.1 Definition der Umsetzung der 

kommunalen Wärmeplanung 

Zu Beginn der Interviews wurden die unter-

schiedlichen Akteure nach ihrem Versta ndnis oder 

Definition der Umsetzung der Wa rmepla ne befragt. 

Die Antworten fielen sehr vielfa ltig und differenziert 

aus.  

Alle Akteure verwiesen erwartungsgema ß darauf, 

dass die Umsetzung der Wa rmepla ne die konkrete 

Umsetzung von Maßnahmen zur Erschließung 

erneuerbarer Wa rmequellen, dem Bau der not-

wendigen Infrastruktur, sowie der Senkung des 

Wa rmebedarfs beinhalten sollten. Es wurde jedoch 

auf weitere wichtige Aufgaben in der Umsetzung 

verwiesen. Dies beinhaltet vor allem die Schaffung 

von Strukturen fu r die Zusammenarbeit der 

relevanten Akteure vor Ort zur Verstetigung der 

Prozesse der Wa rmeplanung sowie eine klare 

Zuordnung der Verantwortlichkeiten.   

Zeitlich wurde durch die Interviewpartner*innen die 

Notwendigkeit betont, dass die Umsetzung bereits in 

der Wa rmeplanung mitgedacht werden sollte. Die 

Wa rmeplanung als langfristiges Planungsinstrument 

solle demnach als Beschleuniger fu r die Umsetzung 

dienen, was bestehende Prozesse und Maßnahmen 

beinhaltet (z.B. Strategien der Stadtwerke bezu glich 

der Umgestaltung der Wa rme- und Gasnetze) sowie 

neue Prozesse und Maßnahmen, die sich aus der 

Wa rmeplanung ergeben ko nnen (z.B. zusa tzliche 

Potenziale oder neue Akteurs- und Projektgruppen).  

Bezu glich des Detaillierungsgrads von Maßnahmen 

wurde ebenfalls betont, dass die Umsetzungsphase 

mit einer detaillierten Planung von Maßnahmen 

einhergeht, da Wa rmepla ne oft nur mo gliche 

Maßnahmen aufzeigen wu rden und diese zum Teil zu 

diesem Zeitpunkt wenig verla sslich geplant werden 

ko nnen. Hier knu pft die Umsetzung als 

Detailplanung in den jeweiligen Eignungsgebieten 

oder Quartieren an die Wa rmeplanung an. 

Des Weiteren betonen die Interviewpartner*innen, 

dass die die Umsetzung dazu da sei, die 

Wa rmeplanung in bestehende Planungsinstrumente 

der Kommunen zu integrieren und darin zum Teil zu 

verankern. Hier wurde auf Unterschiede der Ebenen 

2 Die Wärmeplanung in der Umsetzung 
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und Zusta ndigkeiten in den genannten Aufgaben der 

Umsetzung verwiesen, die zwar verbunden, aber 

nicht vermischt werden du rften: (I) Regionalpla ne 

der Regionalebene, (II) Fla chennutzungspla ne auf 

Stadtebene, (III) Bauleitpla ne mit rechtlicher 

Auswirkung auf Quartiersebene und (IV) die 

Geba udeebene.    

Es wurde jedoch auch darauf verwiesen, dass in den 

Kommunen kein einheitliches Bild der Umsetzungs-

phase besteht. Hier wird nach eigenem Wissensstand 

gehandelt und Prozesse je nach Voraussetzung, dem 

eigenen Ermessen oder den jeweiligen Ergebnissen 

der Wa rmepla ne in den Kommunen der Prozess der 

Umsetzung eingeleitet.  

DEFINITION: UMSETZUNG DER WÄRMEPLÄNE2 

Die Umsetzung der Wärmepläne beinhaltet die 

Umsetzung von konkreten Maßnahmen zur 

Erreichung des Zielszenarios, eine Detailplanung 

für aufgezeigte Handlungsoptionen und 

Maßnahmen, die Schaffung von Strukturen für die 

langfristige Zusammenarbeit der Akteure und einer 

kontinuierlichen Datenerfassung, der Verankerung 

der Ergebnisse der Wärmepläne in den 

Planungsinstrumenten der Kommunen und der 

Klärung finanzieller Fragen. In Kombination mit 

den Anforderungen des Wärmeplanungsgesetzes 

zur Fortschreibung und Aktualisierung der 

Wärmepläne sollen dadurch bestehende und neu 

hinzugekommene Prozesse oder Maßnahmen der 

kommunalen Wärmewende beschleunigt werden. 

Konkrete Unterschiede in den Aussagen zwischen 

den Akteuren ließen sich nicht identifizieren. Jedoch 

variierte der Fokus der konkreten Aufgaben und 

Inhalten der Umsetzungsphase fu r Wa rmepla ne. 

Auffa llig war, dass sich, außer der Umsetzung von 

Maßnahmen, kein einheitliches Versta ndnis bei 

Kommunen, Dienstleistungsunternehmen, Stadt-

werken und EKA bezu glich der Ausgestaltung der 

Umsetzung besteht. Zudem wurden selten die 

gesetzlichen Anforderungen fu r die Fortschreibung 

der Wa rmeplane nach § 25 WPG als Aspekte fu r eine 

Umsetzung genannt. 

 
2  Abgeleitet aus den gefu hrten Interviews zur Definition der 

Umsetzung der Wa rmepla ne mit verschiedenen Akteuren. 

2.2 Politische Rahmenbedingungen 

und Informationsangebote 

Im WPG werden keine genaueren Vorgaben zur 

Umsetzung der Wa rmepla ne gemacht. Lediglich 

muss nach § 20 WPG eine Umsetzungsstrategie 

entwickelt werden, in welche die zu realisierenden 

Umsetzungsmaßnahmen festgehalten werden. Fu r 

Wa rmenetzbetreibende entsteht nach § 29 WPG eine 

Verpflichtung Wa rmenetze ab 2030 mit mindestens  

30 Prozent und ab 2040 mit mindestens 80 Prozent 

Wa rmequellen aus erneuerbaren Energien bzw. 

unvermeidbarer Abwa rme zu versorgen.   

Aus den Aussagen zur Definition der Umsetzung von 

Wa rmepla nen ließ sich entnehmen, dass bei den 

Akteuren sehr unterschiedliche Aspekte und 

Aufgaben im Vordergrund stehen und lediglich die 

Umsetzung der in der Wa rmeplanung aufgezeigten 

Maßnahmen als „verbindliche“ Aufgabe wahr-

genommen wird. Daher wurde gefragt, inwiefern 

mehr Beratungsangebote notwendig wa ren, um ein 

gemeinsames und eindeutiges Versta ndnis der 

Akteure der Wa rmeplanung sicherzustellen. 

Die meisten Akteure beurteilten die o ffentlich 

zuga nglichen Informationen zur Wa rmeplanung als 

sehr gut. Insbesondere die Angebote des 

Kompetenzzentrums Kommunale Wa rmewende 

(KWW) und der KEA-BW Handlungsleitfadens 

„Kommunale Wa rmeplanung“ wurden 

hervorgehoben. Daru ber hinaus haben sich in einem 

Kreis Austauschrunden zwischen Kommunen 

etabliert. 
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Die Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung 

erfordert das Zusammenspiel verschiedener 

Akteure, die jeweils spezifische Kompetenzen und 

Verantwortlichkeiten in den Prozess einbringen. 

Dieses Kapitel beleuchtet die Schlüsselakteure 

und ihre Rollen bei der Gestaltung einer 

nachhaltigen Wärmeversorgung in den 

Kommunen.  

Bereits im Rahmen der Umsetzungsstrategie nach 

§ 20 WPG kann die planungsverantwortliche 

Stelle mit den mit relevanten Akteuren Verein-

barungen zur Umsetzung von Maßnahmen 

abschließen. Darüber hinaus empfiehlt der 

Handlungsleitfaden Wärmeplanung zum einen 

Gebäudeeigentümer*innen zeitnah über die sie 

betreffende Maßnahmen zu informieren und 

einzubinden. Zum anderen sollten lokale 

Genossenschaften und Personen bzw. 

Unternehmen mit Flächen zur Erschließung von 

EE-Potenzialen eingebunden werden (BMWK und 

BMWSB 2024). Weitere Empfehlungen oder 

Vorgaben zur Akteursbeteiligung in der 

Umsetzungsphase gibt es aktuell jedoch nicht. 

 

Absehbar ist, dass die zentralen Akteure Kommunen 

und ihre Stadtwerke sind. Dies hat sich auch in den 

Interviews besta tigt. Kommunen sehen sich in der 

Rolle der Initiatoren und Koordinatoren. Fu r sie liegt 

die Herausforderung darin, die verschiedenen 

Interessen in einer u bergreifenden Strategie 

zusammenzufassen und zu organisieren.  

Stadtwerke und EVUs sind wichtige Akteure fu r die 

technische Umsetzung. Sie werden in vielen Fa llen 

die Aufgaben u bernehmen, die bestehende 

Infrastrukturen auszubauen und Investitionen in 

zukunftsfa hige Technologien mit wirtschaftlichen 

Interessen in Einklang bringen.  

Auch private Akteure, wie Unternehmen und 

Bu rger*innen werden zu aktiven Teilnehmer*innen 

der Umsetzung. Ihre Akzeptanz und Bereitschaft zur 

Umsetzung von Maßnahmen, vor allem in 

dezentralen Gebieten, aber auch bei energetischen 

Sanierungen oder dem Anschluss an Wa rmenetze, 

sind entscheidend fu r den Erfolg der Umsetzung. 

Nicht zuletzt mu ssen politische Entscheidungstra ger 

auf allen politischen Ebenen fo rderliche 

Rahmenbedingungen schaffen und finanzielle 

Anreize setzen, um die lokale Umsetzung zu 

unterstu tzen.  

3.1 Organisation und gemeinsame 

Wärmeplanung 

In fast allen befragten Kommunen hatte die 

Wa rmeplanung bereits begonnen oder war 

abgeschlossen. Die Zusta ndigkeit innerhalb der 

planungsverantwortlichen Stelle wurde meist an das 

Klimaschutzmanagement vergeben. In einigen 

Kommunen wurde fu r die Durchfu hrung der 

Wa rmeplanung eine neue Stelle geschaffen. Viele 

Kommunen beauftragten zudem Dienstleistungs-

unternehmen, in wenigen Fa llen fu hren die 

Stadtwerke die Wa rmeplanung durch. In den meisten 

Interviews wurde von einer guten Zusammenarbeit 

in der Wa rmeplanung berichtet. So werden neben 

den Stadtwerken auch andere lokale Akteure, wie 

z.B. die Wohnungswirtschaft, Klimabeira te, 

Unternehmen und private Biogasnetzbetreiber mit 

eingebunden.  

Die diversen Akteure wurden durch verschiedene 

Formate involviert, wie z.B. durch Online-Workshops, 

Arbeitsgruppen, Umfragen, Jour fixe Termine. 

Veranstaltungen fu r die O ffentlichkeit wurden meist 

nach dem ersten Entwurf der Szenarien-Entwicklung 

durchgefu hrt.  

In den Interviews wurde nur sehr vereinzelt durch 

Dienstleistungsunternehmen von einer gemeinsamen 

Wa rmeplanung mit mehreren Kommunen berichtet. 

Ausgangspunkt in einem Einzelfall war die 

gemeinsame Versorgung verschiedener Kommunen 

durch einen Energieversorger. Kommunale 

Vertreter*innen nannten mehrere Faktoren, die 

gegen eine gemeinsame Wa rmeplanung sprachen. In 

einigen Fa llen befanden sich Kommunen auf einem 

unterschiedlichen Stand der Wa rmeplanung, weil 

z.B. la ndliche Kommunen erst spa ter mit der Planung 

beginnen konnten. Daru ber hinaus stellten die 

Vorgaben des Vergaberechts eine Herausforderung 

3 Akteure der Umsetzung 
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dar, welche die Beauftragung verschiedener 

Dienstleister erforderlich machte. Schließlich waren 

auch politische Beweggru nde ausschlaggebend. In 

einigen Fa llen wollten Kommunen allein agieren.  

Jedoch haben sich auf Regional- und Landesebene 

Formate etabliert, die den regelma ßigen Austausch 

und das Lernen zwischen den Kommunen fo rdern 

sollen. Diese werden von Kreisen, EKA oder 

kommunale Netzwerkgruppen organisiert.  

3.2 Relevante Akteure der Umsetzung  

A hnlich der Akteursstruktur wa hrend der 

Wa rmeplanung, mu ssen in der Umsetzung der 

Wa rmeplanung, diverse Akteursgruppen 

eingebunden werden. Hierbei ist eine Vera nderung 

bei der Zentralita t der Akteursgruppen festzustellen.  

 Im Planungsprozess waren Kommune, 

Dienstleistungsunternehmen und in einigen Fa llen 

Stadtwerke die verantwortlichen Stellen fu r die 

Durchfu hrung der Wa rmeplanung. Andere Akteure 

wurden zur Lieferung von Daten und Einblicken 

zusa tzlich eingebunden. In der Umsetzung 

u bernehmen Stadtwerke, EVUs und private Akteure 

die Entscheidungen zum Ausbau der Wa rme-

versorgungsinfrastruktur. Wohnungswirtschaft, 

lokale Unternehmen und Bu rger*innen sind wichtige 

Abnehmer*innen, die sich fu r die eine oder andere 

Technologie aussprechen mu ssen oder selbst 

Projekte anstoßen. Kommunen, Kreise und EKA 

u bernehmen die Aufgabe, die relevanten 

Rahmenbedingungen fu r diese Umsetzung zu 

schaffen. So muss die Zusammenarbeit der Akteure 

koordiniert und mo gliche Zielkonflikte moderiert 

werden.  

Folgende Akteursgruppen wurden als relevante 

Akteure der Umsetzungsphase benannt, wobei in 

folgender Auflistung die Reihenfolge keine Aussage 

u ber die Relevanz darstellt: 

– Bu rger*innen 

– Geba udeeigentu mer*innen 

– Wohnungsbaugesellschaften/ -genossenschaften 

Forschungsinstitute  

– Gemeinderat/ Stadtrat  

– Kommunale Verwaltung 

– Energie- und Klimaschutzmanagement 

– Stadtwerke/ EVU 

– Netzbetreiber 

– Abwasserwerke/ Wasserversorger 

– Handwerk/ Handwerkskammern 

– Landwirt*innen 

– Dienstleistungsunternehmen (Planung, Beratung, 

Beteiligung, Machbarkeitsstudien) 

– Gesetzgeber*innen 

– Lokale Initiativen, Vereine und Verba nde 

– Wirtschaft (Industrie, Gewerbe, Handel, kleine 

und mittlere Unternehmen etc.)  

3.3 Stadtwerke  

Viele der Befragten gaben an, dass Stadtwerke die 

fachliche Expertise und Erfahrung zur 

Wa rmeversorgung der Gemeinde sowie der 

Maßnahmen zum Infrastrukturausbau besitzen, 

insbesondere fu r den Ausbau der Fernwa rme.  

Vertreter*innen von Stadtwerken und Kommunen 

sehen Stadtwerke in diesem Rahmen in der Rolle, 

den direkten Kontakt zu den Bu rger*innen 

herzustellen und diese u ber ihre Anschluss-

mo glichkeiten zu informieren.  

Stadtwerke sind wichtige Treiber der 

kommunalen Wärmeplanung 

Viele kommunale Vertreter*innen sehen ihre 

Stadtwerke als verla ssliche Partner. Sie wu rden die 

Entwicklung und den Ausbau einer nachhaltigen 

Wa rmeinfrastruktur vorantreiben. Durch ihre lokale 

Verankerung und ihr Wissen zu den lokalen 

Gegebenheiten und bestehende Hu rden ko nnen sie 

passende Konzepte erstellen. Viele Stadtwerke sehen 

es auch als ihre Aufgabe an, die Grundversorgung mit 

Wa rme zu bezahlbaren Preisen sicherzustellen.  

Stadtwerke müssen zukünftig mehr mit neuen 

Akteuren zusammenarbeiten  

Durch die sich grundlegend vera nderten 

Wa rmeversorgung ko nnen neu Akteure in den 

Wa rmemarktes eintreten. Mit diesen gilt es zu 

kooperieren und in vorhandene Planungskonzepte 

einzubinden. Stadtwerke berichteten, dass sie nur 

begrenzte Kapazita ten ha tten, um z.B. den Ausbau 

der Fernwa rme schnell voranzutreiben.  

Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften oder private 

Betreiber ko nnen in Gebieten aktiv werden, in denen 

sich der Fernwa rmeausbau nicht rentiert oder erst in 

sehr spa ten Zeitra umen mo glich wa re. Des Weiteren 

ko nnen auch lokale Unternehmen als Energie-

produzenten (z.B. durch Abwa rme, Erstellung 

eintreten Geba udenetze) in den Markt eintreten. 
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Stadtwerke müssen sich dem neuen 

Geschäftsfeld annehmen 

Aktuell sind viele Unternehmen noch durch den 

Vertrieb fossiler Energie gekennzeichnet. Einige 

Vertreter*innen von Dienstleistungsunternehmen 

sehen die Transformation und die Erschließung 

neuer Gescha ftsfelder durch Stadtwerke in einigen 

Fa llen noch als Herausforderung an. Gerade die 

großen u berregionalen Versorgungsunternehmen 

seien fossil gepra gt und wu rden aktuell nur schwer 

von ihren alten Gescha ftsfeldern, wie z.B. der 

Gasversorgung, abweichen.  

Wirtschaftliche Interessen ko nnten die 

Zielsetzungen der Wa rmeplanung mo glicherweise 

negativ beeinflusst. Vertreter*innen von EKA 

betonten daher, dass insbesondere die kommunale 

Verwaltung fachliche Unterstu tzung erhalten sollte, 

um so eine fu r das gesamte Stadtgebiet zielfu hrende 

Umsetzung zu garantieren. Stadtwerke mu ssten sich 

ihrer Rolle bewusst sein und sich an den 

vera ndernden Energiemarkt anpassen, neue 

Gescha ftsfelder, wie z.B. den Vertrieb von 

Fernwa rme, erschließen und Renditeerwartungen an 

die Herausforderungen der anstehenden 

Transformation anpassen.  

3.4 Kommunale Verwaltung 

Für die Umsetzung müssen diverse Fachämter 

eingebunden werden 

Im Rahmen der Umsetzung mu ssen verschiedene 

Fachbereiche und Aufgabenfelder mitgedacht und 

aktiv eingebunden werden. Die 

Interviewpartner*innen gaben keine eindeutige 

Zuordnung an, welches Amt hierfu r am besten 

geeignet sei. Dies sei abha ngig von der lokalen 

Verwaltungsstruktur der jeweiligen Gemeinden. In 

vielen Fa llen wurden Klimaschutzmanager*innen als 

zentralen koordinierenden Akteur in der Verwaltung 

benannt, in anderen Kommunen hingegen die 

Stadtplanung oder Baubeho rden, da hier die meisten 

Genehmigungs- und Planungsprozesse 

zusammenlaufen wu rden.  

Folgende A mter oder Abteilungeninnerhalb der 

kommunalen Verwaltung wurden benannt 

alphabetische Reinfolge): 

– Bauamt (Tief- und Hochbau)  

– Energie  

– Gru nfla chen 

– Ka mmerei  

– Klimaschutz/ Klimaanpassung  

– Umweltschutz/ Naturschutz  

– Liegenschaftsmanagement 

– Stadtplanung/- Entwicklung  

– O ffentlichkeitsarbeit/ Kommunikation 

Kommunen sind zentrale Akteure für die 

Umsetzung von Maßnahmen in dezentralen 

Gebieten 

In Gebieten, in denen prima r keine Fernwa rme 

ausgebaut werden soll, mu ssen Bu rger*innen u ber 

ihre Optionen aufgekla rt werden. Bereits jetzt 

berichtet Vertreter*innen von Kommunen und EKA, 

dass sie in diesen Gebiete Informations-

veranstaltungen zu Themen wie Wa rmepumpen, 

Bedeutung von Wasserstoff in der Wa rmeversorgung 

und zu den Ergebnissen der Wa rmeplanung 

durchgefu hrt haben. Auch wurde erwogen, dass 

Kommune in diesen Gebieten als Fo rderin von 

lokalen Initiativen und Wa rme-Energie-

Genossenschaften auftreten ko nnen 

Die kommunale Verwaltung ist der zentrale 

Akteur für die Umsetzung von organisatorischen 

Maßnahmen  

Die Interviewpartner*innen sehen die Kommune und 

ihre lokalen EKA als ideale Akteure, um die Kommu-

nikation zwischen den verschiedenen lokalen 

Akteuren zu etablieren. Dies ko nne z.B. durch die 

Etablierung von Arbeitskreisen innerhalb und 

außerhalb der kommunalen Verwaltung geschehen. 

Als besondere Aufgaben wurden der Fachkra fte-

aufbau, Kommunikation mit den Bu rger*innen und 

die Erstellung von Sanierungsprogrammen und 

Fo rderprogrammen benannt.  

Kommunen brauchen ausreichend Finanzierung, 

um ihre Aufgaben in der Umsetzung stemmen zu 

können 

Insbesondere Vertreter*innen von Kommunen 

betonten, dass fu r die neuen Aufgabenfelder neue 

Stellen geschaffen werden mu ssen.  In vielen Fa llen 

reiche jedoch die Finanzierung nicht aus und das 

passende Personal fehle. Einige Kommunen 

berichteten, dass fu r diese Aufgaben die 

Zusammenarbeit mit Landkreisen bereits ausgebaut 

wurde.   
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3.5 Energie- und 

Klimaschutzagenturen  

Fu r viele Energie- und Klimaschutzagenturen (EKA) 

ist die Wa rmeplanung zu einem neuen Aufgabenfeld 

geworden. Die Mehrzahl der EKA wurde zum Zweck 

der Umsetzung von Energie- und Klimaschutzpolitik 

auf Landes- oder regionaler Ebene gegru ndet und sie 

agieren historisch mit starkem Fokus auf Effizienz- 

und Managementmaßnahmen. 

Laut des Bundesverbands der Energie- und 

Klimaschutzagenturen Deutschlands e.V. sind EKA 

ganz oder teilweise o ffentliche Institutionen, welche 

unabha ngig, sachorientiert, produktneutral und 

u berparteilich agieren (eaD). Die meisten EKA haben 

einen regionalen und kommunalen Fokus. Ihre 

Dienstleistungen umfassen Beratungs-, 

Weiterbildungs- und Kommunikationsleistungen im 

Bereich des Klimaschutzes und der Energiewende 

(wie z.B. Organisation von lokalen Stakeholder-

Netzwerken oder Beratung von Politik, Verwaltung 

und Endverbrauchenden) sowie planerische und 
managementbezogene Aufgaben (wie z.B. die 

Erstellung von Energiekonzepten oder Contracting-

Modellen) (ibd.).  

EKA sind wichtige Beratungsstellen für 

verschiedene lokale Akteure 

Im Rahmen der kommunalen Wa rmeplanung und 

der Umsetzung von Maßnahmen laut der befragten 

regionale EKA, diese bereits Beratungsleistungen fu r 

verschiedene Akteursgruppen an. Einige EKA sehen 

insbesondere Vertreter*innen der kommunalen 

Verwaltung und die Gemeindera te als ihre Ziel-

gruppe. In anderen Regionen setzten EKA hingegen 

auch auf die Vernetzung mit lokalen Unternehmen, 

Dienstleistungsunternehmen sowie Planer*innen 

und/oder Bu rger*innen. Themenfelder, die durch die 

EKA abgedeckt werden, sind unter anderem Fragen 

zu Energieeffizienzmaßnahmen (Sanierung), 

Untersuchung von Nahwa rmenetzen, Informationen 

zu Abwa rmepotenzialen und -nutzung. 

Neben der Unterstu tzung bei Vertrags- und 

Planungsprozessen, bieten EKA auch 

Kommunikation- und Beratungsangebote in 

Zusammenarbeit mit den Kommunen an. Kommunen 

und Dienstleistungsunternehmen sehen zuku nftig 

auch eine Zusammenarbeit bei der Beratung und 

Schulung des lokalen Handwerks.  

Energieagenturen sind Netzwerker*innen und 

Vermittler*innen   

So berichteten Vertreter*innen von regionalen EKA, 

dass sie „Runde Tische“ zur Vernetzung unter den 

Kommunen anbieten. Auch nehmen sie selbst an 

Netzwerk- und Lenkungskreistreffen sowie 

Gemeindesitzungen teil, um ihren Wissensaufbau 

voranzutreiben.  

EKA ko nnen so als Bru cke zwischen verschiedenen 

Akteuren im Energiesektor fungieren und lokale 

Initiativen unterstu tzen.  

3.6 Weitere Akteure 

Gemeinde-/Stadtrat und Bürgermeister*innen 

sind die Basis der lokalen Akzeptanz  

In einigen Interviews hat sich gezeigt, dass 

insbesondere der fehlende Ru ckhalt im Gemeinderat 

in den Kommunen zu Unsicherheiten bei der 

kommunalen Verwaltung, aber auch in der 

Zusammenarbeit zwischen den Akteuren fu hren 

kann. Einige kommunale Vertreter*innen berichten 

von Widerstand im Rahmen der Wa rmeplanung aus 

den Reihen der Stadt- oder Gemeindera te, speziell 

vor anstehenden Kommunalwahlen. Lokale Parteien 

wu rden das Thema zur Polarisierung nutzen. Es 

bestehe die Sorge, dass dies die Akzeptanz in der 

Bevo lkerung mindern ko nnte. In wenigen Fa llen 

wurde u ber Widerstand aus der kommunalen 

Verwaltung und aus den Stadtwerken berichtet.  

Landkreise können kleine Kommunen 

unterstützen und Synergien schaffen  

Landkreise ko nnen eine Rolle bei der Unterstu tzung 

kleinerer Kommunen spielen, denn diesen fehle es 

ha ufig am erforderlichen Fachpersonal. Landkreise 

ko nnen z.B. bei der Beantragung von Fo rderantra gen 

unterstu tzen oder andere Ausschreibungen 

bearbeiten. Sie tragen zudem zur Fo rderung der 

Zusammenarbeit mehrerer Kommunen innerhalb 

des Landkreises bei. Wa hrend einige Landkreise 

bereits erfolgreich in diesen Bereichen ta tig sind, 

stu nden andere vor bu rokratischen Heraus-

forderungen. In der Vergangenheit habe es 

Herausforderungen fu r die Kreise bei der 

Unterstu tzung der Kommunen gegeben, z.B. bei der 

Beantragung von Fo rdermitteln. Bei zuku nftigen 

Richtlinien sollten diese Hemmnisse u berpru ft 

werden.  

Wohnungsbaugesellschaften/-genossenschaften 

sind wichtige Ankerkunden und Umsetzende 

Einige Vertreter*innen von Kommunen und 

Stadtwerken berichten, dass sie bereits 
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Austauschrunden mit lokalen Unternehmen der 

Wohnungswirtschaft etabliert haben, da diese in 

vielen Fa llen an die Fernwa rme angeschlossen 

werden wollen. In einigen Fa llen wurde von 

Projekten berichtet, in denen Quartierslo sungen in 

Zusammenarbeit mit den Stadtwerken erarbeitet 

werden. Vertreter*innen von 

Dienstleistungsunternehmen betonten hier, dass 

Sanierungskonzepte mitgedacht werden mu ssen, um 

den Wa rmebedarf zu senken. 

Dienstleistungsunternehmen bleiben wichtige 

Unterstützer bei der Umsetzung  

Einige Vertreter*innen von Dienstleistungs-

unternehmen berichteten, dass sie ihr Portfolio auf 

die Umsetzung ausweiten werden. Leistungen, die in 

diesem Rahmen angeboten werden sollen, sind z.B. 

die Erstellung von Machbarkeitsstudien, Planungs-

konzepten und Quartierskonzepten sowie die 

U bernahme von koordinierenden Aufgaben und 

Beteiligungsprozessen. Als ein neues Aufgabenfeld 

werden IT-Dienstleistungen fu r die Datenerstellung, 

Aufarbeitung sowie intelligente Messsysteme 

gesehen.  

Lokale Unternehmen werden Abnehmer und 

Produzenten von Wärme  

Im Rahmen der Interviews wurden energieintensive 

Industrieunternehmen als Produzenten von 

Abwa rme und zuku nftige Abnehmer von Wasserstoff 

benannt. Auch ko nnten Unternehmen 

Potenzialfla chen bereitstellen oder kleine Projekte, 

wie Geba ude- oder Nahwa rmenetze, finanzieren und 

umsetzen. Anliegende Wohngebiete ko nnen in 

manchen Fa llen an diese Wa rmeversorgungs-

infrastruktur angebunden werden.  

Handwerk und Stromnetzbetreiber müssen bei 

der Umsetzung von Konzepten eingebunden 

werden 

Die Interview-Partner*innen erachten den Aufbau 

von Austauschmodellen mit diesen Akteuren als 

wichtig. Es sei wichtig, die Stromkapazita ten fu r z.B. 

Gebiete zum Wa rmepumpenausbau zu 

prognostizieren, oder das Fachwissen und die 

Einbindung des lokalen Handwerks vorzubereiten.   

Lokale Verbände und Initiativen sind 

Multiplikator*innen der Umsetzung  

Vertreter*innen von Kommunen und Stadtwerken 

scha tzen die Zusammenarbeit mit Verbraucher-

zentralen, Handelskammern und lokalen 

Klimaschutzinitiativen, da diese ein wichtiges 

Sprachrohr in die Bevo lkerung hinein darstellen und 

helfen, die Akzeptanz fu r Maßnahmen zu steigern. 

Dies wu rde z.B. durch das gemeinsame Umsetzen 

von Informationsveranstaltungen und Weiter-

bildungsangeboten umgesetzt werden.  

3.7 Bürger*innen und 

Beteiligungsprozesse 

In der Umsetzungsphase werden private 

Geba udeeigentu mer*innen zu handelnden Akteuren, 

da sie Maßnahmen fu r ihren eigenen 

Geba udebestand umsetzen mu ssen. Der folgende 

Abschnitt zeigt einen Blick auf die Bu rger*innen aus 

der Sicht der befragten Akteursgruppen. 

Die quantitative Befragung der Kommunen zu 

Beteiligungsprozessen in ihrer Kommune hat zudem 

ergeben, dass organisatorisch und finanziell 

einfachere Verfahren (Information, Kooperation), 

komplexeren Verfahren (Mitbestimmung, Konsul-

tation) bevorzugen (Abbildung 2). Dies ko nnte auf 

strukturelle Herausforderungen oder fehlende 

finanzielle Ressourcen fu r die Umsetzung der 

Beteiligungsprozesse zuru ckzufu hren sein. 

 

Abbildung 2: Priorisierung von kommunalen 

Vertreter*innen der verschiedenen Formen von 

Bürger*innenbeteiligungen 

Die folgenden qualitativen Einscha tzungen ko nnen 

zum Teil durch einen indirekten Selbst-

selektionseffekt beeinflusst sein, da sich ha ufig 

gerade gut informierte Bu rger*innen bei den 

Stadtwerken und Kommunen melden. Genauere 

Einscha tzungen sollten zuku nftig durch die direkte 

Befragung von Bu rger*innen erga nzt werden.  
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Wenig Rückmeldungen im Rahmen der 

Bürger*innenbeteiligung während der 

Wärmeplanung  

Vertreter*innen von Kommunen, Stadtwerken und 

EKA berichtet von nur wenigen Teilnehmenden-

zahlen und Online-Ru ckmeldung im Rahmen der 

Beteiligungen von Bu rger*innen wa hrend der 

Wa rmeplanung. Ru ckmeldungen und Anfragen 

bezogen sich u berwiegend auf private Aspekte, z.B. 

zu Anschlussmo glichkeiten ans Fernwa rmenetz oder 

Fragen zu tagesaktuellen Debatten, wie die 

Wirtschaftlichkeit von Wa rmepumpen.  

Fehlgeleitete Kommunikation zum GEG und 

Wärmeplanung erschwert die Arbeit der 

Kommunen  

Viele Vertreter*innen waren entta uscht oder unzu-

frieden u ber die mediale Berichterstattung und die 

Kommunikation der Bundesregierung u ber die 

Zielsetzungen und Mo glichkeiten der 

Wa rmeplanung. So wurde von allen befragten 

Akteursgruppen berichtet, dass sie Unklarheiten und 

Fehlinformationen zum Ausbau von Wa rmepumpen 

und der Mo glichkeit von H2-Ready-Heizungen bei 

den Bu rger*innen einfangen mussten. Es seien 

falsche Erwartungen geweckt worden, was die 

Einbindung von und die Kommunikation mit den 

Bu rger*innen vor Ort erschweren wu rde 

Fernwärmeausbau wird lokal akzeptiert 

Vertreter*innen von Kommunen und Stadtwerken 

berichteten, dass Bu rger*innen generell ein positives 

Bild zum Fernwa rmeanschluss ha tten. Negative 

Resonanz ga be es eher in Fa llen, wenn es keine 

(zeitnahe) Mo glichkeit zum Anschluss an das 

Fernwa rmenetz gebe oder Unklarheiten zum 

Anschluss und Benutzungszwang (ABZ) bestehe. 

Bürger*innen sollen eingebunden werden, wenn 

konkrete Projekte in ihrem Quartier bestehen 

Fast alle Interview-Partner*innen berichteten, dass 

die Einbindung der Bu rger*innen bzw. 

Geba udeeigentu mer*innen eine der zentralen 

Aufgaben in der Umsetzungsphase sein wird. 

Bu rger*innen seien wichtige Umsetzende 

insbesondere in den dezentralen Gebieten und sollen 

u ber ihre Pflichten und Mo glichkeiten aufgekla rt 

werden. Viele Kommunen und EKA entwickeln oder 

setzen bereits Informationsveranstaltungen um.  

Die Meinungen zum richtigen Zeitpunkt von 

Beteiligung gingen bei den Interview-Partner*innen 

auseinander. Viele Vertreter*innen von Kommunen 

und Stadtwerken sehen den Mehrwert der 

Einbindung von Bu rger*innen ab dem Zeitpunkt, an 

dem korrekte Informationen auf Quartiers- oder 

Straßenebene vorliegen. Unkonkrete Informationen, 

z.B. zur Projektdauer oder Finanzierungsrahmen, 

wu rden bei Anfragen zu Unzufriedenheit der 

Bu rger*innen fu hren. Einige Stadtwerke hingehen 

wollen Bu rger*innen im Rahmen des 

Fernwa rmeausbaus fru hzeitig einbinden, um die 

beno tigten Anschlusszahlen zu sichern. Einige 

Kommunen bieten bereits Informationsangebote auf 

der Basis des digitalen Zwillings an oder 

ermo glichen Online-Befragungen im Vorfeld von 

Projekten. Bei Dienstleistungsunternehmen 

herrschte ein gemischtes Bild. Einigen sahen eine 

fu hrzeitige Einbindung al richtig an, anderen 

wiederum sehen eine Einbindung erst bei konkreten 

Projekten als zielfu hrend an.  

Ein kommunaler Vertreterberichtete, dass auch das 

lokale Handwerk informiert und eingebunden 

werden soll, um so die lokale Akzeptanz zu steigern 

Mit Bürger*innenbeiräten kann ein Austausch 

zwischen Kommunen und Bürger*innen 

langfristig etabliert werden  

Einige Kommunen u berlegen neben einem 

Klimabeirat auch Bu rger*innenbeira te zu 

organisieren. Diese ko nnten eine Plattform bieten, 

auf der die Anliegen und Ideen der Bu rger*innen 

direkt in die kommunale Entscheidungsfindung 

einfließen ko nnen. 
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Im Fokus: Erneuerbare-Energie-

Gemeinschaften 

Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften ko nnen es 

lokalen Akteur*innen ermo glichen, aktiv an der 

Transformation der Wa rmeversorgung mitzuwirken. 

Die Rechtsform wurde auf europa ischer Ebene durch 

die REDII (Art. 2 Satz 2 Nr. 16 EE-RL) etabliert. Sie 

du rfen kein vorrangig gewinnorientiertes Gescha fts-

modell betreiben, sondern sollen o kologisch, 

wirtschaftliche oder sozial-gemeinschaftliche 

Vorteile fu r ihre Mitglieder erbringen. Bu rger*innen, 

lokale Beho rden sowie kleinere und mittlere 

Unternehmen ko nnen Mitglieder von Erneuerbaren-

Energie-Gemeinschaften werden.  

Genossenschaften sind in Deutschland die 

bekannteste Rechts- und Gesellschaftsform von 

Erneuerbaren-Energie-Gemeinschaften. Laut dem 

Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisenverbands 

(DRGV 2023) sind die meisten Mitglieder in 

Genossenschaften Privatpersonen. Genossenschaften 

im Bereich der Wa rme sind aktuell weniger 

verbreitet als im Stromsektor. Im la ndlichen Bereich 

betreiben Wa rme-Energie-Genossenschaften meist 

Nahwa rmenetze, welche Energie aus Biomasse 

nutzen (Drewing 2020). 

Im urbanen Raum gibt es wenig Erfahrung mit 

Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften im Bereich 

der Wa rme. Einige Vertreter*innen der kommunalen 

Verwaltung und Stadtwerken scha tzen ein, dass es 

keine Potenziale fu r Erneuerbare-Energien-

Gemeinschaften in ihrer Kommune gibt, da der 

Großteil des Gebiets durch Fernwa rme abgedeckt 

werden sollte. Andere sehen durch die Einbindung 

von Bu rger*innen die Mo glichkeit den Kapitalbedarf 

insbesondere in dezentralen Wa rmeversorgungs-

gebieten zu decken, in denen langfristig keine 

Fernwa rme ausgebaut werden kann.  

Aufgrund des geringen Erfahrungswertes in den 

Kommunen wurden zusätzliche Interviews mit einer 

städtischen Wärme-Energie-Genossenschaft in der 

Gründungsphase und zwei Verbänden im relevanten 

Themenfeld geführt. 

Die Ausgangslage 

Wa rme-Energie-Genossenschaften sind laut 

Vertreter*innen der Verbände aktuell prima r im 

la ndlichen Raum vertreten. Meist wurden diese 

etabliert, um ein spezielles Wa rmenetz zu bauen und 

zu betreiben. Treiber sind hier ha ufig o rtliche 

Landwirt*innen mit Biomasse oder Biogas-

Verbrennungsanlagen. In einigen Fa llen wurde von 

Projekten mit Solarthermieanlagen und 

Erdbeckenspeichern berichtet (Bro er 2023).  

Im urbanen Raum gibt es nur wenige Fallbeispiele 

fu r Wa rme-Energie-Gemeinschaften. Nur wenige 

Interviewpartner*innen berichteten u ber bekannte 

lokal ansa ssige Erneuerbare-Energie-

Gemeinschaften. Diese waren meis Im Fokus: 

Erneuerbare-Energie-t genossenschaftlich 

organisiert und im Stromsektor etabliert. Einige 

Vertreter*innen von Dienstleistungsunternehmen 

betonten, dass sie gerne mehr u ber Wa rme-

Gemeinschaften informiert werden mo chten, um 

diese in zuku nftigen Planungen mitdenken zu 

ko nnen. 

Fu r die Etablierung von Erneuerbare-Energie-

Gemeinschaften im urbanen Raum stellen sich 

mehrere Herausforderungen. Zum einen ist der 

urbane Raum durch Mietwohnungen oder 

Mehrfamilienha usern mit diverser Besitzstruktur 

gepra gt und Konzepte zur Einbindung von 

Mieter*innen sind nicht etabliert (Knies 2024). Zum 

anderen werden insbesondere innersta dtische 

Bereiche bereits durch Fernwa rme- und Gasnetze 

versorgt. Der Straßenraum bietet somit keinen Platz 

fu r eine zusa tzliche Netzstruktur. Auch betonten die 

Interviewpartner*innen, dass gerade große 

Wohnungsbaugesellschaften sich nicht in Genossen-

schaften engagieren wu rden. Darum ko nnte es 

zielfu hrend sein, sich auf Stadtgebiete zu fokus-

sieren, in denen Einfamilienha user im Eigenbesitz 

mit a hnlicher Baustruktur vorhanden sind.  

Warum also Erneuerbare-Energie-

Gemeinschaften im urbanen Raum?  

Wie viele Wa rmepla ne zeigen (Kluge et al. 2024), 

ko nnen Kommunen bzw. ihre Stadtwerke nicht das 

gesamte Stadtgebiet mit Fernwa rme versorgen und 

nicht in allen Fa llen ist ein fla chendeckender Ausbau 

von Wa rmepumpen technisch (z.B. La rmimmission 

oder Platzmangel) oder finanziell (z.B. durch 

entstehende Sanierungskosten) mo glich. 

Durch den Ausbau von (kalten) Nahwa rmenetzen in 

Form einer Erneuerbaren-Energien-Gemeinschaft 

ko nnen Kosten gesenkt werden. Die Vertreter*innen 

von Verbänden hoben hervor, dass Wa rmenetze nicht 

gewinnbringend betrieben werden mu ssen und der 

Ausbau nutzungsorientiert erfolgt. Dies wu rden die 

Verbraucherpreise deckeln und der Ausbau kann 

gemeinschaftlich finanziert werden. Ein Vertreter der 

befragten Erneuerbaren-Energie-Genossenschaften 

hob im Interview hervor, dass die soziale Teilhabe 

ein zentraler Pfeiler ihrer Genossenschaft sein soll. 

Das jeweilige Startkapital fu r die Teilnahme ko nne 
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z.B. in Raten gezahlt werden. Auch ko nnen Mitglieder 

zur Unterstu tzung der Genossenschaft mehr als ein 

Anteil erwerben.  

Auch wurde in den Interviews betont, dass 

Wa rmegenossenschaften die regionale Wert-

scho pfungskette sta rken, denn ha ufig arbeiten 

Genossenschaften eng mit dem lokalen Handwerk 

zusammen.  

Daru ber hinaus ko nnen sie den lokalen Zusammen-

halt sta rken. Bu rger*innen ko nnen dazu motiviert 

werden, an einem gemeinsamen Projekt zu arbeiten 

und sie erhalten eine unabha ngige Energie-

versorgung, die sie durch die demokratischen 

Strukturen der Genossenschaften mitgestalten 

ko nnen.  

Wie startet ein Projekt? 

Es braucht Ku mmerer. Das besta tigten 

Vertreter*innen von Verbänden und der Wärme-

Energie-Genossenschaft. Zu Beginn muss es 

engagierte Bu rger*innen geben, die auf Nachbarn 

zugehen und das Projekt vorantreiben. Dies kann z.B. 

durch direkte Ansprache erfolgen oder durch das 

Verteilen von Flyern. Im Fall der befragten Wa rme-

Energie-Genossenschaft kamen so um die 200 

Interessierte zum Projekt dazu, die sich nun in 

verschiedenen Clustern organisieren. Auf dieser 

Grundlage wurde zuna chst ein Verein gegru ndet, 

welcher dann in die Genossenschaft u berging. Ist die 

richtige Fachexpertise vorhanden, kann so das 

Projekt bereits geplant werden.  

Eine Frage der Finanzierung  

Laut Interviewpartner*innen reicht zum Bau von 

gro ßeren Infrastrukturmaßnahmen der Eigen-

kapitalanteil einer Genossenschaft meist nicht aus. 

Fu r die Fremdfinanzierung ko nnte so auf Darlehen 

von Fo rderbanken oder privaten Finanzinstitutionen 

gesetzt werden (Schwarz et al. 2022). Auch die 

befragte Wärme-Energie-Genossenschaft beno tigt 

neben dem Startkapital und Beitra gen ihrer 

Mitglieder die Finanzierung durch Banken.  

Einige Bundesla nder bieten bereits Fo rder-

programme zur Unterstu tzung von Erneuerbaren-

Energie-Genossenschaften oder Bu rger-

energieprojekten an, wie z.B. die Bu rgerenergiefonds 

in Schleswig-Holstein3 und Thu ringen4. Im 

 
3  Bu rgerenergiefonds in Schleswig-Holstein: 

https://www.ib-sh.de/produkt/buergerenergiefonds/  
4  Bu rgerenergiefonds in Thu ringen: 

https://umwelt.thueringen.de/ministerium/unsere-
foerderprogramme/buergerenergiefonds 

Stromsektor haben andere Bundesla nder, wie 

Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und 

Nordrhein-Westfalen Gesetze erlassen, um die 

finanzielle Teilhabe beim Ausbau von Windparks zu 

erleichtern.5 Auf Wa rme-Energie-Genossenschaften 

bzw.  Gemeinschaften zugeschnitten Programme gibt 

es jedoch kaum, sondern nur Fo rderungen von 

Wa rmenetzen allgemein (wie z.B. die Bundes-

fo rderung Effiziente Wa rmenetze, BEW6 ).  

Vertreter*innen von Verbänden verwiesen darauf, 

dass Genossenschaften intensiven Wirtschafts-

pru fungen unterlaufen sollten, um sie vor 

zuku nftigen Insolvenzen zu schu tzen. Auch sehen sie 

Kommunen, lokale Unternehmen, Stadtwerke oder 

Projektierer als wichtige Akteure bei der 

Finanzierung. Ihre Geba ude ko nnten so als zentrale 

Ankergeba ude fu r die Wa rmenetze dienen.  

Wichtig sei es jedoch, im Vorfeld und bei der 

Auswahl der Gesellschaftsform u ber die 

Mitbestimmungsrechte der jeweiligen Mitglieder zu 

sprechen. So stellen nicht alle Gesellschaftsformen 

die Demokratisierung der Entscheidungsprozesse in 

den Mittelpunkt (Schwarz et al. 2022). Auch 

mo gliche Haftungsfragen sollten im Vorfeld 

angesprochen werden (Knies 2024).  

Eine Frage der Fachkräfte  

Genossenschaften werden meist ehrenamtlich 

betrieben und Bu rger*innen mit dem relevanten 

Fachwissen sind aktiv beteiligt. Vertreter*innen von 

Verbänden berichteten jedoch auch, dass sich 

insbesondere gro ßere Genossenschaften immer 

mehr in Richtung Hauptamtlichkeit wandeln.  

Die Professionalisierung, und damit eingeschlossen 

die Schaffung von hauptamtlichen Stellen, sei fu r die 

Umsetzung von Wa rme-Energie-Genossenschaften 

im urbanen Raum zielfu hrend fu r den Fortbestand, 

so Vertreter*innen von Verbänden und Wärme-

Energie-Genossenschaften. Durch hauptamtliche 

Stellen ko nnen Genossenschaften weiterwachsen 

und so auch einen Generationswechsel u berstehen 

(d.h. den mo glichen Wegfall von ehrenamtlicher 

eingebrachter Expertise). Dies ko nnte es auch 

ju ngeren Menschen ermo glichen, sich finanziell an 

der Genossenschaft zu beteiligen, auch wenn ihnen 

die Kapazita ten fu r eine zeitliche Teilnahme fehlen. 

Ta tigkeiten fu r die hauptamtlichen Stellen wa ren 

5  Windindustrie in Deutschland: 
https://www.windindustrie-in-
deutschland.de/laenderbeteiligungsgesetze 

6  Bundesfo rderung Effiziente Wa rmenetze (BEW): 
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Waer
menetze/Effiziente_Waermenetze/effiziente_waermenetz
e_node.html 

https://www.ib-sh.de/produkt/buergerenergiefonds/
https://umwelt.thueringen.de/ministerium/unsere-foerderprogramme/buergerenergiefonds
https://umwelt.thueringen.de/ministerium/unsere-foerderprogramme/buergerenergiefonds


 

adelphi research Publikation | Die Umsetzung der kommunalen Wärmepläne in Deutschland 21 

dann z.B. der Vertrieb, Steuerung und Organisation 

der Wartung der Wa rmenetz-Infrastruktur. Diese 

Aufgaben und die Finanzierung, so erwa gen 

Vertreter*innen von Verbänden, ko nnen zuku nftig 

auch immer mehr durch z.B. Dachverba nde 

u bernommen werden. 

Auch der Vertreter der befragten Wärme-Energie-

Genossenschaft berichtete, dass sie erste 

U berlegungen und Schritte zur Einbindung des 

lokalen Handwerks gegangen sind. Es wurden erste 

Gespra che mit den o rtlichen IHKs und Handwerk 

gefu hrt, um den Aufbau eines Unternehmens-

netzwerks voranzutreiben, damit die Genossenschaft 

eine feste Anlaufstelle fu r technische Fragen hat. 

Zuku nftig ko nnten so auch in Zusammenarbeit mit 

lokalen Energie- und Klimaschutzagenturen 

Schulungen fu r das lokale Handwerk organisiert 

werden. 

Was kann die Kommune tun?  

Kommunen ko nnen laut der Interviewpartner*innen 

verschiedene Unterstu tzungsangebote fu r Wa rme-

Energie-Genossenschaften aufbauen. 

Wissensvermittlung: Durch Informations- und 

Vernetzungsangebote ko nnen Kommunen engagierte 

Bu rger*innen dabei unterstu tzen, schnell und 

zielgerichtet an die beno tigte Fachexpertise und 

Expert*innen zu gelangen. Der Wissensaufbau und 

Transfer kann z.B. durch o rtliche EKA organisiert 

werden und auch Energieberater*innen mit 

eingebunden werden. Auch ko nnen sie fu r 

Genossenschaften in der Gru ndungsphase 

interessierte Bu rger*innen ansprechen und das 

Projekt bewerben.  

Finanzierung: Kommunen ko nnen Darlehen fu r die 

Gru ndung bereitstellen oder die Finanzierung von 

Machbarkeits- oder Sanierungs-/Quartierskonzepten 

u bernehmen.

Planung und Genehmigung: Fu r den Aufbau eines 

Nahwa rmenetzes mu ssen viele planerische und 

bu rokratische Hu rden u bersprungen werden. Dies 

kann z.B. die Nutzung des Straßenraums oder die 

Einbindung von o rtlichen Wa rmequellen (wie z.B. 

Kla rwerke) betreffen. Um die Umsetzung zu 

beschleunigen, ko nnen die relevanten Facha mter 

eingebunden werden. Die Kommune kann den 

Genossenschaften hier mit vereinfachten Verfahren 

und Wissen zur Seite stehen, z.B. sollte der Ru ckbau 

der Gasnetze in den Konzessionsvertra gen geregelt 

sein. Die Kommune ko nnte so auch als Vermittlerin 

zwischen den Erneuerbaren-Energien-

Gemeinschaften und ansa ssigen Stadtwerken/EVU 

auftreten.  

Selbst Mitglied werden: Kommunen ko nnen nicht 

nur das no tige Kapital und Expertise mitbringen, 

sondern bieten mit ihren Liegenschaften (wie z.B. 

Verwaltungsgeba ude, Schulen, Sporthallen oder 

Schwimmba dern) ideale Ankerkunden. Auch ko nnen 

mehrere Kommunen zusammen u bergeordnete 

Genossenschaften auf Kreisebene gru nden (s.a. 

Modelle in Knies 2024).  

adelphi research TOOL: „Kommunikations-Toolkit 

für (Bürger-) Energiegenossenschaften“ 

Im Rahmen des Projekts „Energiegenossenschaften 

als Multiplikator*innen fu r Energiesuffizienz“ wurde 

das Kommunikations-Toolkit fu r (Bu rger-) 

Energiegenossenschaften entwickelt. Das Toolkit 

fu hrt Projektteams Schritt fu r Schritt durch die 

Entwicklung von Kommunikationskampagnen oder 

Veranstaltungen. 

Mehr Informationen finden Sie unter diesem Link oder 

über den QR-Code. 

Ihre Ansprechpartnerin bei adelphi: 

Kathrin Anger (anger@adelphi.de) 

 

  

https://adelphi.de/de/projekte/energiegenossenschaften-als-multiplikatorinnen-fuer-energiesuffizienz
mailto:anger@adelphi.de
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Die Umsetzung der kommunalen Wärmepläne 

erfordert ein vielschichtiges und strategisches 

Vorgehen. Kommunen stehen vor der Aufgabe, 

ein breites Spektrum an Maßnahmen zur 

Umsetzung zu entwickeln und zu implementieren. 

Die Auswahl von Umsetzungsmaßnahmen erfolgt 

im Rahmen der Entwicklung der Umsetzungs-

strategie gemäß §20 WPG. Dabei soll sicher-

gestellt werden, dass bis zum Zieljahr 2045 

ausschließlich Wärme aus erneuerbaren Energien 

oder unvermeidbarer Abwärme genutzt wird. Die 

planungsverantwortliche Stelle kann mit 

relevanten Akteuren zusammenarbeiten, um 

geeignete Umsetzungsmaßnahmen identifizieren, 

die im Einklang mit dem Zielszenario stehen. Zur 

Umsetzung dieser Maßnahmen können ent-

sprechende Vereinbarungen getroffen werden. 

Konkretere Vorgaben zur Auswahl und Prio-

risierung der Maßnahmen bestehen nicht 

konkret. 

Im Handlungsleitfaden Wärmeplanung wird 

empfohlen, Maßnahmen nach ihrem Beitrag zur 

Zielerreichung und Treibhausgasreduktion zu 

priorisieren (BMWK und BMWSB 2024). Die 

Kosten und Finanzierungsmöglichkeiten, unter 

Berücksichtigung etablierter Förderprogramme, 

sollten ebenfalls in die Entscheidung einfließen. 

Maßnahmen sollten in zeitliche Kategorien 

eingeteilt werden, um die Planung zu 

strukturieren. Zudem sollten die Maßnahmen 

thematischen Strategiefeldern wie 

Potenzialerschließung und Wärmenetzausbau 

zugeordnet werden, um einen umfassenden 

Überblick über die Umsetzungsstrategie zu 

erhalten. 

Ziel der Interviews war es deshalb auch 

herauszufinden, wie Maßnahmen in Kommunen in 

der Praxis priorisiert werden ko nnen und welche 

Maßnahmen ausgewa hlt werden.  

Aus den Interviews ergibt sich allgemein, dass 

Fernwa rme als zentrale Versorgungsstruktur der 

Zukunft an Bedeutung gewinnt. Hierbei spielen 

insbesondere Tiefengeothermie, Umgebungswa rme 

und unvermeidbare Abwa rme als Wa rmequellen 

eine entscheidende Rolle. Wasserstoff besitzt 

gegenwa rtig fu r die Wa rmeversorgung von 

Haushalten keine Relevanz. In dezentralen Gebieten 

liegt der Fokus vor allem auf dem Ausbau von 

Wa rmepumpen, wobei Nahwa rmenetze eine 

Alternative darstellen ko nnen. Die Etablierung von 

Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften, die bislang 

noch nicht weit verbreitet sind, ko nnte einen Beitrag 

zur Finanzierung von Nahwa rmenetzen in 

dezentralen Gebieten leisten.  

4.1 Faktoren zur Priorisierung von 

Maßnahmen  

Faktoren, die zur Auswahl von Maßnahmen gewa hlt 

wurden, ko nnen diese beeinflussen. Einige Faktoren 

zur Priorisierung von Maßnahmen wurden in allen 

Akteursgruppen genannt. Zeitgleich wird in Teilen 

eine unterschiedliche Herangehensweise auch 

innerhalb der Akteursgruppen ersichtlich.  

Besonders Kommunen und Dienstleister*innen 

ziehen eine zeitliche Priorisierung der 

Maßnahmen vor 

Aus Sicht der Kommunen lohnt es sich, langfristige 

und sichere Maßnahmen fru h zu beginnen. Aus 

diesem Grund wurden vereinzelt Machbarkeits-

studien bereits wa hrend der Wa rmplanung 

begonnen. Dementsprechend wurde der 

Wa rmenetzausbau, aufgrund der La nge des 

Bauprojekts, als Maßnahme priorisiert. Zudem 

wu rden beratende Maßnahmen, Bu rger*innen 

helfen, fru hzeitig u ber ihre Mo glichkeiten in 

dezentralen Wa rmeversorgungsgebieten informiert 

zu sein. Nach Ansicht der Dienstleistungs-

unternehmen und Kommunen ko nnen Informations-

angebote, insbesondere fu r Bu rger*innen motivieren 

und zusammenbringen. Zusa tzliche sind gemein-

same Abstimmungsprozesse beispielsweise 

zwischen Ingenieurbu ros, Stadtwerken und der 

Kommunen wichtig. So ist es mo glich, dass eine gute 

Informationsgrundlage die Dynamik zur Erarbeitung 

von Projekten fo rdert. 

  

4 Maßnahmen der Umsetzung 
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Alle Akteure sehen die Realisierbarkeit von 

Maßnahmen als einen Entscheidungsfaktor der 

Maßnahmenwahl 

Dienstleistungsunternehmen nannten die 

Machbarkeit innerhalb der Potenzialgrenzen von 

Wa rmequellen und der technischen Umsetzbarkeit 

vor Ort (z.B. Sanierungspotenzial oder Fernwa rme-

ausbaupotenzial) sowie Kapazita tsgrenzen von 

Fachkra ften als Faktor. Eine individuelle Betrachtung 

anhand von Daten und Potenzialen, wie beispiels-

weise geba udespezifische Merkmale, Anschluss-

quoten fu r Stadtwerke oder die technische Umsetz-

barkeit oder personelle Kapazita ten (z.B. in der 

kommunalen Verwaltung), sind ausschlaggebend. 

Aus Sicht der Kommunen sollen besonders 

Eigentu mer*innen durch Informations- und 

Beratungsangebote begleitet werden, damit sich 

dezentrale Maßnahmen (wie z.B. der Ausbau von 

Wa rmepumpen) realisieren lassen. Zusa tzlich ko nnte 

so der Bau von neuen fossilen Heizsystemen 

verhindert werden. Zudem zeigen die Interviews, 

dass vereinzelt bereits wa hrend der Maßnahmen-

auswahl eine Anpassung in der Fortschreibung 

mitbedacht wird sowie Maßnahmen gewa hlt werden, 

die weniger politisch umstritten sind und dies somit 

zu weniger Kontroversen im Gemeinderat oder 

wa hrend anstehenden Wahlka mpfen fu hrt. Die 

Wahrscheinlichkeit einer Umsetzung ko nnte somit 

steigen.  

Ein weiterer Faktor, der die Realisierbarkeit von 

Maßnahmen beeinflusst, ist eine Begrenzung der 

Anzahl an wenigen priorisierten Maßnahmen, die 

sich laut der Stadtwerke durch ihren Fokus schneller 

und gezielter von Akteuren umsetzen lassen. Aus 

Sicht einer Kommune fließt das Interesse von 

Stadtwerken und regionalen EKA in der Wahl von 

begrenzten priorisierten Maßnahmen mit ein.  

Vereinzelt wurde angegeben, dass eine Begrenzung 

an umzusetzenden Maßnahmen dazu fu hren kann, 

dass, besonders organisatorische Maßnahmen, wie 

z.B. die Organisation von kommunalen Arbeits-

gruppen gewa hlt werden. Diese sind zwar 

kostengu nstig, wurden jedoch als weniger 

zielfu hrend hinsichtlich einer Treibhausgas-

minderung im Vergleich zu technischen Maßnahmen 

gescha tzt.  

Eng mit der Realisierbarkeit verbunden ist die 

Priorisierung nach staatlichen 

Fördermaßnahmen, die die Realisierbarkeit 

voraussetzt 

Aus den Interviews geht hervor, dass Maßnahmen 

ebenfalls anhand der Verfu gbarkeit staatlicher 

Fo rdermittel bevorzugt werden. Es wurde 

geschildert, dass die Finanzierung von Projekten 

bzw. die Relation von Kosten und Nutzen durch 

Fo rdermittel gewa hrleistet werden ko nnte. Daru ber 

hinaus betonten die Interviewpartner*innen, dass 

die Maßnahmenbegru ndung durch Fo rdermittel, die 

Akzeptanz der Bu rger*innen steigern ko nnte.  

Es wurde zudem angemerkt, dass die Schwierigkeit 

besteht, Kosten vor einer detaillierten Projekt-

betrachtung fu r Technologien, wie z.B. den Ausbau 

von Wa rmenetzen, zu scha tzen. Machbarkeitsstudien 

ko nne hier entgegenwirken und so unterschiedliche 

Ergebnisse und Erfordernisse bestimmen, auf die in 

der Maßnahmenfindung eingegangen werden kann. 

Seitens der Stadtwerke wurde gea ußert, dass 

Detailanalysen teilweise bereits vor der Erstellung 

des Wa rmeplans erfolgten wu rde. Besonders ha ufig 

wurde die BEW als bereits genutztes Fo rder-

instrument genannt, welche die Fo rderung von 

Machbarkeitsstudien- und Transformationspla ne 

umfasst. So wurde von Dienstleister*innen 

angegeben, dass planerische Maßnahmen wichtig 

sind, eine Detailplanung aber erst danach folgt. 

Die Wirtschaftlichkeit von technischen 

Maßnahmen spielt eine große Rolle 

Stadtwerke sehen die Wirtschaftlichkeit von 

Maßnahmen als Grundpriorisierungsfaktor. Sie 

geben an, dass sie Wirtschaftlichkeitspru fungen mit 

der Kommune und Dienstleistungsunternehmen 

durchfu hren, sie selbst jedoch teilweise, durch ein 

gro ßeres Know-How federfu hrend agieren. Auch 

Dienstleistungsunternehmen geben an, Maßnahmen 

nach Wirtschaftlichkeitskriterien zu priorisieren. 

Hier liegt der Fokus auf der Gewa hrleistung von 

sicheren und bezahlbare Wa rmepreise. Dies 

impliziert die Betrachtung der Wirtschaftlichkeit mit 

besonderem Fokus auf den Kunden. Weitere 

Kommunen sehen Wirtschaftlichkeitsberechnungen 

ebenfalls als einen Einflussfaktor, welcher bereits 

parallel zur Wa rmeplanung ausgefu hrt werden 

sollte, damit die Ergebnisse direkt in Maßnahmen 

einfließen und die breite Maße an Maßnahmen-

mo glichkeiten eingrenzen ko nnen. Eine 

nachgelagerte Wirtschaftlichkeitsbetrachtung wu rde 

zu Schwierigkeiten fu hren. 

Kommunen und Dienstleister übernehmen 

Wärmewendemaßnahmen aus Klimaschutz-

konzepten 

Teilweise verfu gen Kommunen bereits u ber 

Klimaschutzkonzepte oder verankerte 
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Klimaschutzmaßnahmen.  Es wurde angeben, dass 

aus den Handlungsfeldern Energie- und Fernwa rme 

Maßnahmen u bernommen wurden. Diese wurden 

dann den Hauptmaßnahmen wie Dekarbonisierung 

der Fernwa rme, Energietische Sanierung, 

Verbrauchssenkung und Fachkra ftemangel 

zugeordnet.  

Eine Priorisierung nach dem Dekarbonisierungs-

potenzial wird von allen Akteuren in Betracht 

gezogen  

Stadtwerke sowie Dienstleistungsunternehmen 

nennen zudem den Priorisierungsfaktor 

Dekarbonisierung als Tool. Das Erreichen der 

Klimaziele sollte nach Kommunen zusa tzlich 

kostengu nstig, wirtschaftlich und schnell sein.  

Hauptakteure können Einfluss auf 

Maßnahmenwahl nehmen  

Fu r Kommunen spielt die Einscha tzung ihrer 

beauftragten Dienstleistungsunternehmen eine 

wichtige Rolle. Dienstleister*innen werden 

(teilweise) als Fachgutachter*innen gesehen. Die 

befragten Kommunen vertrauen auf die Auswahl an 

Maßnahmen durch die Dienstleister*innen und 

wu rden ha ufig teilweise im Nachgang erst mit 

regionalen Stadtwerken sprechen. Dahingenen geben 

vereinzelt Stadtwerke an, dass Maßnahmen, durch 

die sie und die Kommune definiert und Dienst-

leister*innen den Prozess lediglich begleiten wu rden. 

Wiederum nennen weitere Dienstleistungs-

unternehmen Stadtwerke als besonders 

einflussnehmend, da sie ha ufig Betreiber der 

Fernwa rmenetze sind. Mo gliche Wa rmequellen 

wu rden den Handlungsspielraum von Stadtwerken 

bestimmen, Wa rmenetze auszubauen und zu 

dekarbonisieren. Hinzu kommen langja hrige 

Erfahrungswerte von Stadtwerken zur Umsetzung 

von Infrastrukturmaßnahmen, um so Einfluss im 

Prozesse der Maßnahmenwahl nehmen zu ko nnen.  

Außerdem geht aus den Interviews hervor, dass die 

Entscheidungstreffung von Maßnahmen politisch ist 

und durch die planungsverantwortliche Stelle 

getragen werden. 

Im Konflikt mit Priorisierungsfaktoren stehen 

vereinzelte Kommunen, die eine Umsetzung von 

Maßnahmen aus Gru nden von moneta ren und 

personellen Ma ngeln als nicht realistisch sehen. Eine 

generelle Priorisierung von Maßnahmen schließen 

sie aus und erstellen Maßnahmen im Prozess. Im 

Prozess werden Wa rmequellenpotenziale 

eingebunden und Maßnahmen bzw. Projekte mit 

involvierten Akteuren wie beispielsweise dem 

Liegenschaftsmanagement angesprochen. 

Kommunen ist es wichtig, die Bedu rfnissen 

verschiedener Akteure zu beachten, um so das 

Realisierungsrisiko zu minimieren. Im Vergleich zu 

Stadtwerken und Dienstleistern ist auffa llig, dass 

Kommunen ein gro ßeres Interesse daran haben mit 

Akteuren zu verhandeln und erwa hnen dies ha ufig in 

Bezug auf ihre Maßnahmenentwicklung und deren 

Realisierbarkeit.  

Unabha ngig vom Stadium der Wa rmeplanung haben 

die meisten Interviewpartner*innen berichtet, 

bereits konkrete Vorstellungen von Maßnahmen, die 

im Wa rmeplan verankert werden sollen zu haben. 

Bei allen drei Akteursgruppen wird beispielsweise 

ha ufig davon ausgegangen, dass Wa rmenetze (aus-

)gebaut werden. Hinzu wurde berichtet, dass sich 

einige Bu rger*innen an einen Anschluss an ein 

Wa rmenetz wu schen wu rden.  

 

 

ÜBERSICHT ZU GENANNTEN FAKTOREN ZUR 

PRIORISIERUNG VON MAßNAHMEN  

Realisierbarkeit der Maßnahmen: Einschätzung 

der Machbarkeit innerhalb der Potenzialgrenzen 

und technischen Umsetzbarkeit vor Ort. 

Zeitliche Priorisierung: Frühzeitiger Beginn 

langfristiger und sicherer Maßnahmen, wie der 

Wärmenetzausbau. 

Verfügbarkeit staatlicher Fördermittel: Nutzung 

von Förderprogrammen zur Finanzierung und 

Akzeptanzsteigerung. 

Wirtschaftlichkeit: Betrachtung der 

Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen, um bezahlbare 

Wärmepreise sicherzustellen. 

Dekarbonisierungspotenzial: Priorisierung von 

Maßnahmen nach ihrem Beitrag zur 

Dekarbonisierung. 

Einfluss von Hauptakteuren: Einbeziehung der 

Einschätzungen von Stadtwerken und 

Dienstleistern. 

Politische Tragfähigkeit: Auswahl weniger 

umstrittener Maßnahmen zur Minimierung von 

Kontroversen. 

Bedürfnisse verschiedener Akteure: 

Berücksichtigung der Interessen aller beteiligten 

Akteure zur Minimierung des Realisierungsrisikos. 
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QUANTITATIVE UMFRAGE ZUR PRIORISIERUNG VON MAßNAHMEN FÜR DIE UMSETZUNG 

Kommunen, Stadtwerke und Dienstleistungsunternehmen wurden befragt, wie sie die folgenden Maßnahmentypen 

priorisieren würden. Abbildung 3 zeigt die Priorisierung der einzelnen Maßnahmen durch die verschiedenen 

Akteursgruppen. In der Umfrage konnten insgesamt 8 Punkte über die 4 Angaben verteilt werden. Eine höhere Zahl 

impliziert eine höhere Priorisierung.  

– Technische Maßnahmen (wie z.B. Infrastrukturausbau) werden von Kommunen und Stadtwerken als zentral 

angesehen. Dienstleistungsunternehmen bewerten diese Maßnahmen im Vergleich als gering ein. Die 

Verteilung zeigt eine hohe Varianz, insbesondere bei den Kommunen. 

– Planerische Maßnahmen (z.B. Machbarkeitsstudien und Transformationspläne) werden von 

Dienstleistungsunternehmen am höchsten priorisiert.  Stadtwerke zeigen eine sehr hohe Varianz. 

– Organisatorische Maßnahmen (z.B. Verstetigung der Wärmeplanung in der Verwaltung) werden von allen drei 

Gruppen ähnlich priorisiert, wobei Dienstleistungsunternehmen eine etwas höhere mittlere Priorisierung 

aufweisen. Die Varianz zwischen den Gruppen ist gering. 

– Kommunikative Maßnahmen (z.B. Beratungs- und Informationsangebote) haben insgesamt die niedrigste 

Priorisierung über alle Gruppen hinweg. Die Varianz ist hier bei den Stadtwerken am größten. 

 

Die hohe Priorisierung technischer Maßnahmen durch Kommunen und Stadtwerke könnte auf ihre zentrale 

Verantwortung bei der Infrastrukturentwicklung zurückzuführen sein. Die große Varianz bei den Angaben der der 

Kommunen, könnte auf die unterschiedlichen lokalen Gegebenheiten oder Verfügbarkeit von Ressourcen 

hindeuten. Die Fokussierung der Dienstleistungsunternehmen auf planerische Maßnahmen reflektiert ihre Expertise 

in Beratung und Konzeptentwicklung. Die Angaben der Stadtwerke könnte auf unterschiedliche Geschäftsmodelle 

oder variierende Kapazitäten für strategische Planung hinweisen.  

Die recht einheitliche Bewertung organisatorischer Maßnahmen könnten auf die Herausforderung hindeuten, für 

dieses neue Aufgabenfeld neue Organisationstrukturen zu entwickeln. Die generell niedrige Priorisierung 

kommunikativer Maßnahmen könnte ein potenzielles Defizit in der Strategie zur Wärmeplanung darstellen. Denn 

Kommunikations- und Beteiligungsprozesse sind wichtige Faktoren zur Akzeptanzsteigerung vor Ort und für die 

erfolgreiche Implementierung von Transformationsprozessen. Diese Daten stehen auch im Kontrast zu den 

Angaben aus den qualitativen Interviews, in denen kommunale Vertreter*innen diese Aufgabe insbesondere für 

dezentrale Maßnahmen sehen.  

Technische Maßnahmen

Planerische Maßnahmen
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Kommunikative Maßnahmen
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Priorisierung von Maßnahmen für die Umsetzung

Kommune Stadtwerke Dienstleistungsunternehmen

Abbildung 3: Priorisierung von unterschiedlichen Maßnahmentypen für die Umsetzung der Wärmepläne 
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QUANTITATIVE UMFRAGE ZU TECHNISCHEN UMSETZUNGSMAßNAHMEN  

Auch wurde in der Umfrage ermittelt, welche technischen Maßnahmen die jeweiligen Akteursgruppen in den 

kommunalen Wärmeplan auswählen würden (Abbildung 4). Die Angaben stellen den prozentualen Anteilen aller 

Antworten aus den jeweiligen Akteursgruppen dar.  

– Ausbau und Neubau von Wärmenetzen zeigen ähnlich den Angaben aus den qualitativen Interviews, dass dies 

die zentralen Maßnahmen für Kommunen sind und eine hohe Bedeutung auf den Ausbau der Infrastruktur 

gelegt wird.  

– Der Rückbau bestehender Gasnetze zeigt eine etwas deutlichere Diskrepanz zwischen den Akteursgruppen. 

Während Kommunen diese Aufgabe eher verankern möchten, liegt der Wert bei Stadtwerken und 

Dienstleistungsunternehmen bei unter 20 Prozent. Die verschiedenen Angaben können hier auf eine 

regulatorische Lücke hinweisen, da aktuell noch nicht klar geregelt ist, wer die Finanzierung dieser Maßnahmen 

übernehmen wird. 

– Die Maßnahme Nutzung von synthetischen Gasen weist insgesamt die niedrigsten Verankerungswerte auf. Dies 

wurde so auch in den Interviews gespiegelt. Diese Angaben könnte auf Unsicherheiten bezüglich der 

technologischen Reife, Wirtschaftlichkeit oder des tatsächlichen Klimanutzens dieser Option hindeuten. 

– Sanierungsmaßnahmen werden als fast gleichermaßen relevant eingeschätzt, wie der Ausbau der Fernwärme. 

Dies deutet auf einen starken Fokus auf Energieeffizienz im Gebäudesektor hin. 

 

4.2 Organisation, Information und 

Beteiligung  

Die Beteiligung von Akteuren ist fu r den 

Wa rmeplanungsprozess ein entscheidendes 

Erfolgskriterium. Nach Abschluss der Wa rmeplanung 

wird die Akteursbeteiligung und Information jedoch 

ein wichtiger Baustein bei der Umsetzung von 

Maßnahmen sowie fu r die Fortschreibung der 

Wa rmepla ne nach 5 Jahren. Daher ist abzusehen, 

dass die beteiligten Akteure langfristige Konzepte fu r 

die Zusammenarbeit erarbeiten mu ssen. Dazu haben 

wir in den Interviews gefragt, inwiefern diese 

Prozesse bereits mitgedacht werden und welche 

konkreten Maßnahmen gewa hlt wurden. Eine 

Zusammenfassung der Maßnahmen findet sich in der 

Info-Box am Ende dieses Kapitels.  

Die Etablierung von Arbeitsgruppen für die 

interne und externe Kommunikation wird 

relevanter  

Als interne Aufgaben wurde die Vernetzung der 

verschiedenen relevanten A mter genannt. Diese 

0 20 40 60 80 100

Sanierungsmaßnahmen

Rückbau bestehender Gasnetze

Nutzung synthetischer Gase

Neubau Wärmenetze

Ausbau Wärmenetze

Auswahl technischer Umsetzungsmaßnahmen

Dienstleistungsunternehmen Stadtwerke Kommune

Abbildung 4: Auswahl von technischen Maßnahmen in den Wärmeplänen 
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geschieht bereits in einigen Kommunen in Form von 

Arbeitsgruppen. Sie sollte langfristig organisiert und 

etabliert werden, um eine schnelle Ru cksprache zu 

a mteru bergreifenden Fragestellungen zu 

ermo glichen, z.B. bei den Themen Denkmalschutz 

oder Naturschutz. In einigen Kommunen wurden 

auch Arbeitsgruppen mit externen Akteuren 

aufgebaut, d.h. Stadtwerken, Wohnungswirtschaft, 

Handwerkverba nden, Dienstleistungsunternehmen 

und Klimaschutzinitiativen. Aus den Interviews ging 

aber ebenso hervor, dass viele Kommunen sich noch 

nicht genauer mit der weiteren Vorgehensweise zur 

Beteiligung und Zusammenarbeit von Akteuren in 

der Umsetzungsphase auseinandergesetzt haben. 

Informations- und Beratungsangebote für das 

örtliche Handwerk und Bürger*innen sind 

zentrale Maßnahmen für dezentrale 

Versorgungsgebiete  

Kommunen und Stadtwerke sehen Bu rger*innen hier 

in der Pflicht zu handeln, wollen diese jedoch mit 

Angeboten unterstu tzen und motivieren. Es soll in 

diesen Gebieten besonders auf Beratungs- und 

Informationsangebote gesetzt werden, um 

Bu rger*innen u ber ihre Mo glichkeiten im Rahmen 

der Transformation aufzukla ren. Viele Kommunen 

und Stadtwerke berichteten, dass es eine große 

Herausforderung sei, u ber Fehlinformationen zum 

Wa rmepumpenausbau aufzukla ren. Im Rahmen der 

finanziellen Mittel, sollen z.B. o rtliche Informations-

veranstaltungen umgesetzt werden oder Haus-zu-

Haus Berater*innen eingesetzt werden.  Auch wollen 

einige Kommunen Weiterbildungsprogramme fu r 

Fragen zu den Wa rmepumpen fu r das o rtliche 

Handwerk umsetzen, um dem Fachkra ftemangel 

entgegenzuwirken. Diese Maßnahmen werden ha ufig 

in Zusammenarbeit mit den Stadtwerken und 

Verbraucherverba nden geplant.  

Programme zur Förderung von Sanierungs-

maßnahmen werden mitgedacht   

Viele Kommunen berichten, dass die Energie-

effizienzsteigerung und die damit einhergehenden 

Sanierungsmaßnahmen ein zentrales Maßnahmen-

paket ist, da sie eng verbunden ist mit der passenden 

Heizungstechnologie. Hier wurde insbesondere der 

Wegfall der Fo rderung zur Erstellung integrierter 

Quartierskonzepte fu r energetische Sanierungs-

maßnahmen und zum Sanierungsmanagement (KfW 

4327) bema ngelt. Man wu nsche sich insbesondere 

die Fo rderung von o rtlichen 

 
7  Fo rderprogramm KfW432: 

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%Prozent96
ffentliche-

Sanierungsmanager*innen, die in den Quartieren 

Beratungs- und Informationsleistungen u bernehmen 

ko nnen. Viele Kommunen treiben eigene Sanierungs-

maßnahmen fu r ihre Liegenschaften voran. Als 

Hemmnisse wurde hier insbesondere, dass 

Mieter*innen-Vermieter*innen-Dilemma benannt. 

4.3 Fern- und Nahwärmenetze 

Der Fernwärme Auf- und Ausbau und die 

Dekarbonisierung der Netze haben in vielen 

Kommunen Priorität 

Vertreter*innen von Kommunen und Stadtwerken 

betonten, dass man mit der Fernwa rme mo glichst 

viele Endkund*innen erreichen mu sste. Kommunen 

mit bestehenden Fernwa rmenetzen haben bereits 

Transformationspla ne (finanziert u ber die BEW) in 

Auftrag gegeben.  

Stadtwerke sind zentrale Akteure fu r den Ausbau 

und den Betrieb der Fernwa rmenetze. Sie haben 

nicht nur den U berblick u ber die sta dtebaulichen 

Mo glichkeiten, sondern sind oft auch erste 

Ansprechpartner*innen fu r Endkund*innen vor Ort. 

Vertreter*innen von Kommunen und Stadtwerken 

nannten als wichtige Endkund*innen kommunalen 

Liegenschaften, Wohnungsbaugenossenschaften/-

gesellschaften, o rtliche Schulen und Sporthallen, 

Krankenha user und gro ßere Unternehmen genannt.  

Fehlende Erfahrung beim Fernwärmeaufbau 

könnte eine Hürde darstellen  

Einige Interviewpartner*innen hoben hervor, dass 

Kommunen ohne Stadtwerk (oder Unterstu tzung der 

lokalen EVU) kaum eine Mo glichkeit ha tten, ein 

Fernwa rmenetz zu betreiben. Diese Lu cke mu sste 

durch andere Betreiber oder Technologien (z.B. 

Nahwa rmenetze) gefu llt werden. Ein Vertreter eines 

lokalen Stadtwerkes bemerkte kritisch, dass er den 

Aufbau eines neuen Fernwa rmenetzes in anderen 

Kommunen kritisch sehe, da viele Kommunen sich 

der Herausforderungen nicht bewusst sind und, dass 

in den kommunalen Verwaltungen mo glicherweise 

die relevanten Erfahrungen fehlen.  

Aktuell gibt es mehr positive Rückmeldungen zur 

Fernwärme aus der Bevölkerung   

Die meisten Interviewpartner*innen von Kommunen 

und Stadtwerken berichteten von einer hohen 

Einrichtungen/Kommunen/Quartiersversorgung/F%C3%
B6rderprodukte/Energetische-Stadtsanierung-Zuschuss-
Kommunen-(432)/  

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Kommunen/Quartiersversorgung/F%C3%B6rderprodukte/Energetische-Stadtsanierung-Zuschuss-Kommunen-(432)/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Kommunen/Quartiersversorgung/F%C3%B6rderprodukte/Energetische-Stadtsanierung-Zuschuss-Kommunen-(432)/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Kommunen/Quartiersversorgung/F%C3%B6rderprodukte/Energetische-Stadtsanierung-Zuschuss-Kommunen-(432)/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Kommunen/Quartiersversorgung/F%C3%B6rderprodukte/Energetische-Stadtsanierung-Zuschuss-Kommunen-(432)/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Kommunen/Quartiersversorgung/F%C3%B6rderprodukte/Energetische-Stadtsanierung-Zuschuss-Kommunen-(432)/
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Akzeptanz fu r die Fernwa rme8. Bu rger*innen sehen 

im Anschluss an das Fernwa rmenetz eine gu nstigere 

Variante die Vorgaben des GEG zu erfu llen, da sich 

nicht alle die Finanzierung einer Wa rmepumpe und 

der relevanten Sanierungsmaßnahmen leisten 

ko nnen. Nur wenige Kommunen und Stadtwerke 

sprachen sich gegen den Neubau eines 

Fernwa rmenetzes aus. Gru nde hierfu r waren 

fehlende Akzeptanz in der Bevo lkerung und zu hohe 

Finanzierungskosten oder Sorge vor der 

Monopolstellung von Betreibern. 

Als wichtigen Punkt zur Akzeptanzsteigerung des 

Wa rmenetzausbaus nannten die Interview-

partner*innen, dass gleichbleibende Kosten fu r die 

Endkund*innen erreicht werden mu ssen. Wa rme-

netze auszubauen, zu dekarbonisierem und 

gleichzeitig die Kostenneutralita t einzuhalten sei 

jedoch eine schwierige Zielsetzung, insbesondere mit 

fehlenden Finanzierungsmo glichkeiten. Hier wurden 

unter anderem Verhandlungen mit Wohnungsbau-

gesellschaften benannt, welche ha ufig niedrige 

Wa rmepreise fordern, um ihre Geba ude an die 

Fernwa rme anschließen lassen zu wollen. 

Finanzierung kann eine Hürde für den Ausbau 

der Wärmenetze darstellen.   

Es wurden verschiedene Hemmnisse fu r den 

Fernwa rmeausbau benannt. Die Finanzierung stellt 

die gro ßte Herausforderung dar. Trotz den 

bestehenden Fo rderinstrumenten (wie z.B. BEW), 

ko nnte es sein, dass Kosten auf die Endkund*innen 

u bertragen werden mu ssen. Insbesondere in Sta dten 

mit historischem Stadtkern wu rden sich laut 

Interviewpartner*innen die Ausbaukosten wegen 

der Denkmalschutzauflagen erho hen und Freifla chen 

fu r die Erzeugungsanlage fehlen. 

Stadtwerke wünschen sich mehr Verbindlichkeit, 

sprechen sich aber gegen einen Anschluss- und 

Benutzungszwang aus  

Auch wu nschten sich Stadtwerke jetzt schon 

Lo sungen, um eine ho here Verbindlichkeit mit den 

Endkund*innen zu schaffen. Es bestehe die Sorge, 

dass nach dem Ausbau des Netzes bereits auf 

Einzello sungen gesetzt wurden. Jedoch sprachen sich 

wenig Expert*innen fu r einen ABZ aus.  

 

 

 
8  Hierbei ist anzumerken, dass es sich um einen 

Selbstselektionseffekt handeln ko nnte, da davon 
auszugehen sein kann, dass sich insbesondere gut 

Der Anschluss- und Benutzungszwang (ABZ) 

wird unterschiedliche bewertet 

In den meisten Fa llen wird das Instrument 

abgelehnt, weil Sorge vor Widersta nden in der 

Kommune besteht.  Die Akteure sprachen sich fu r 

privatrechtliche Regelungen zum Anschluss aus, bzw. 

hoffen, dass der Anschluss durch preisliche Vorteile 

bevorzugt wird. Dienstleistungsunternehmen 

berichten, dass Kommunen sich zwar zum ABZ 

beraten lassen, jedoch noch Unsicherheiten 

bezu glich rechtlicher Fragestellungen bestehen 

wu rden, insbesondere welche Abha ngigkeiten und 

Kosten dadurch entstehen wu rden. Bei den 

Kommunen zeigten sich verschiedene Standpunkte. 

Es wurde abgewogen, in welchen Fa llen ein ABZ 

sinnvoll eingefu hrt werden kann. Das Instrument 

wurde vorwiegend fu r die Ausweisung von 

Neubaugebieten in Betracht gezogen.  

Privatrechtliche Regelungen wurden als bevorzugtes 

Mittel genannt oder man gehe davon aus, dass eine 

hohe Quote durch einen freiwilligen Anschluss 

erreicht wird, da durch die 65 Prozent Regelungen 

des GEG Geba udeeigentu mer*innen dies als gute 

Alternative betrachten. Wurde das Instrument 

abgelehnt, so wurden insbesondere politische 

Bedenken genannt, wie z.B. die bevorstehenden 

Kommunalwahlen oder Widerstand in der 

Bevo lkerung.  

Bei den Stadtwerken herrscht ein a hnliches 

Meinungsbild. Hier wird ein ABZ erwogen, um die 

no tige Anschlussquote fu r den Ausbau der 

Fernwa rme zu erreichen. Dies jedoch nur als letzte 

Instanz, wenn privatrechtliche Regelungen nicht 

greifen. 

Lokale Wegbereiter und Ankergebäude sind 

zentral für den Aufbau von Nahwärmenetzen 

Als Wegbereiter von Nahwa rmenetzen wurden 
Landwirt*innen mit Biogasanlagen, private 
Unternehmen und Zusammenschlu sse von 
Bu rger*innen durch die Interviewpartner*innen 
genannt. Nahwa rmenetze werden ausgehend von 
Ankergeba uden geplant, wie z.B. kommunale 
Liegenschaften, Schulen, Sporthallen oder 
Krankenha user. Teilweise bieten diese 
Liegenschaften auch eine Fla che fu r Anlagen zur 
Wa rmeerzeugung.  
 

informierte Bu rger*innen bei den Stadtwerken und 
Kommunen melden.  
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Nahwärmenetze stellen eine mögliche 

Alternative zu Wärmepumpen in dezentralen 

Gebieten dar 

Vertreter*innen von Kommunen, Stadtwerken und 
Dienstleistungsunternehmen sehen Nahwa rmenetze 
als eine gute Alternative zum Ausbau von Wa rme-
pumpen. Es bestehe jedoch Handlungsdruck, damit 
mo gliche Wa rmeabnehmende nicht bereits auf 
Einzello sungen setzen.  

4.4 Gasnetz- und 

Stromnetzinfrastruktur  

Es bestehen noch umfassende rechtliche, 

organisatorische und finanzielle Hürden für den 

Rückbau bzw. Umbau der Gasnetze 

Viele Vertreter*innen von Kommunen berichteten, 
dass aufgrund der fehlenden Rahmenbedingungen 
Unsicherheiten bei den Strategien zum Ru ck- und 
Umbau der lokalen Gasnetze bestehen. Insbesondere 
rechtliche Fragen zur Auflo sung der Konzessions-, 
Liefer- und Anschlussvertra ge mit Abnehmer*innen 
wurden hier genannt. Auch sind die damit 
verbundenen Finanzierungen unklar. Vertreter*innen 
von Stadtwerken verwiesen darauf, dass die Daseins-
vorsorge in der Kommune gesichert werden mu sse. 
Einige berichteten von lokalen Informations-
veranstaltungen, um Bu rger*innen u ber den 
mo glichen Preisanstieg zu informieren. 
Vertreter*innen von Stadtwerken und Kommunen 
forderten klare Regelungen von der Landes- und 
Bundespolitik. 

Kommunen müssen Stromnetzkapazitäten 

erweitern, um den steigenden Bedarf zu decken 

Alle befragten Kommunen denken den Ausbau der 
Stromnetzkapazita ten mit. Dies ist fu r die Kommunen 
und Stadtwerke fu r die Sicherstellung des erho hten 
Strombedarfs in den Wa rmepumpengebieten 
wichtig, aber auch durch den Ausbau der E-Mobilita t. 
Darum finden Vernetzungen mit den lokalen 
Stromnetzbetreibern statt. Als Herausforderungen 
wurden die Instandsetzung und Ausbau der 
Stromnetze benannt. Hier besteht die Sorge, dass 
dies nicht in dem beno tigten Zeitrahmen geschehen 
kann. Insbesondere Stromnetze fu r kleinere und 
la ndliche Kommunen wu rden in vielen Fa llen die 
erho hte Stromlast nicht leisten ko nnen, so die 
Befu rchtung. Darum wollen viele Kommunen den 
Wa rmeplan und die Stromnetzplanung zusammen-
denken. In diesem Rahmen wurde auch von 
Projekten zur Dekarbonisierung der Strom-
versorgung berichtet. So werden Initiativen zum 
Ausbau von Photovoltaik Anlagen auf o ffentlichen 
Geba uden und von privaten Akteuren 
vorangetrieben.  

4.5 Erneuerbare Wärmequellen, 

Wasserstoff und Abwärme 

Kommunen brauchen finanzielle Unterstützung 

bei der Erkundung von Tiefengeothermie-

Potenzialen  

Vertreter*innen von Kommunen und Stadtwerke 
berichten, dass die ersten Erkundungsvorhaben zur 
Tiefengeothermie in der Planung sind oder anlaufen. 
In nicht allen Kommunen sind relevante Potenziale 
vorhanden. Es wurden Hu rden bei der Finanzierung 
fu r Erkundungsvorhaben benannt. So werden in 
einigen Kommunen die Erkundungsvorhaben in 
naher Zukunft nicht priorisiert.  

Hier braucht es ausreichend Fo rderinstrumente, um 
Kommunen bei der Erschließung zu unterstu tzen. 

Viele Kommunen setzten auf Umgebungswärme 
und Solarthermie als Energiequelle.  

In vielen Fa llen wurde von Umgebungswa rme als 
zentrale Wa rmequelle berichtet (z.B. der Bau von 
Flusswa rmepumpen). Aktuell fu hren einige 
Kommunen Machbarkeitsstudien durch. Die einzige 
Herausforderung, die in diesem Rahmen genannt 
worden ist, sind mo gliche Unklarheiten und 
Verzo gerungen bei den Genehmigungsverfahren. 
Solarthermieanlagen wurden nur in vereinzelten 
Fa llen in Betracht gezogen. Als Hemmnisse zum 
Ausbau der Solarthermie wurden insbesondere die 
Fla chenverfu gbarkeit genannt. Projekte zu 
Speichermo glichkeiten wurden vereinzelt benannt.  

Wasserstoff ist nur für Kommunen mit 

energieintensiver Industrie oder jene, die nahe 

des Wasserstoff-Kernnetzes liegen, relevant   

Keiner der befragten Interviewpartner*innen sieht 
Wasserstoff als eine relevante Technologie fu r die 
Wa rmeversorgung von privaten Haushalten. In 
vielen Kommunen gibt es aktuell keine Wasserstoff-
strategie, da noch viel Unsicherheit u ber die 
Lieferung und Nutzung des Wasserstoffs besteht. In 
Kommunen, in denen energieintensive Industrie 
ansa ssig ist oder in Kommunen, die sich in der Na he 
zum Wasserstoff-Kernnetz befinden (BMWK 2024), 
werden erste Maßnahmen zur Transformation der 
Gasnetze diskutiert und gepru ft. Nur vereinzelt 
wurden die Entwicklung und der Ausbau von 
Elektrolyseuren und die Abwa rmenutzung durch 
kommunale Vertreter*innen benannt. Einzelne 
Energieagenturen und Stadtwerke berichteten, dass 
sie bereits Informationsveranstaltungen zum Thema 
Wasserstoffnutzung fu r private Haushalte umsetzen, 
um Bu rger*innen u ber mo gliche Fehlinvestitionen 
aufzukla ren.  
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Die Nutzung von Biomasse und Biogas ist nur 

eine Randerscheinung  

Nur wenige Vertreter*innen von Kommunen und 
Stadtwerken sehen die Verwendung von Biomasse 
oder Biogase als zentral fu r ihre zuku nftige 
Wa rmeversorgung. Biomasse und Biogase sollen 
zuku nftig fu r die Spitzenlastabdeckung oder in 
einem hybriden System genutzt werden. 
Insbesondere fu r Biogase werden hohe Preise 
erwartet, so sagte ein kommunaler Vertreter. Als 
Bezugsquelle fu r Biomasse wurde die lokale 
Landwirtschaft oder Holzwirtschaft genannt.  

Vorhandene Abwärme-Potenziale müssen bereits 

in der Potenzialanalyse mitgedacht werden 

Dies passiert in der Praxis jedoch noch selten. Da die 
Beteiligung von Unternehmen in der Wa rmeplanung 
in Baden-Wu rttemberg zuna chst keine Vorgabe war, 
wurden der Potenziale die Abwa rme nicht in allen 
Fa llen gleich mit bedacht. Gerade Rechenzentren 
bieten eine gute Mo glichkeit Abwa rme zu nutzen und 
sollten entlang von Wa rmeversorgungsnetzen 
geplant oder Mo glichkeiten des Aufbaus eines 
Nahwa rmenetzes gepru ft werden. 

Nur wenige Vertreter*innen von Kommunen und 
Stadtwerken berichteten u ber die mo gliche Nutzung 
von Abwa rme. Als Energiequellen wurden lokale 
Mu llverbrennungsanlagen, Kla ranlagen und 
Rechenzentren benannt.  
 
Technische Herausforderungen sind oft 

unterschiedlich  

Laut der Interviewpartner*innen kann z.B. die 
Erschließung der Abwa rme in einigen Fa llen sehr 
einfach gelingen und in anderen Fa llen einen hohen 
Planungsaufwand bedeuten. Durch die Elektri-
fizierung der Industrie muss zuku nftig auch mit 
geringeren Abwa rme-Potenzialen gerechnet werden. 
Daru ber hinaus kann Abwa rme nicht als alleinige 
Energiequelle genutzt werden, insbesondere zur 
Spitzenlastabdeckung bedarf es weiterer Wa rme-
quellen, wie z.B. Biomasseverbrennung. Darum 
wu rden Stadtwerke andere Technologien zur 
Wa rmeversorgung bevorzugen.

Herausforderungen bestehen auch auf der 
Planungs- und Kooperationsebene 

So mu ssen verschiedene Planungshorizonte und 
Planungssicherheiten auf Seiten der Unternehmen 
und Netzbetreiber ausgehandelt und navigiert 
werden. Laut Interviewpartner*innen wu nschen sich 
Unternehmen in vielen Fa llen auch einen geringen 
Aufwand fu r den Aufbau und Betrieb der beno tigten 
Technologien, da sie sich meist auf ihren Haupt-
betrieb fokussieren wollen. Auch mu ssen 
Unternehmen wirtschaftliche Anreize und 
Sicherheiten geboten werden, ihre Abwa rme 
einzuspeisen.  
 
Kommunen ko nnen hier die Rolle als 
Vermittler*innen zwischen Netzbetreibern und den 
Unternehmen einnehmen. Dazu beno tigen sie jedoch 
finanzielle Mittel, um zusa tzliche personelle 
Kapazita ten aufzubauen. 
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Im Fokus: Wärmenetze im ländlichen 

Raum 

Wärmeplanung im ländlichen Raum 

Fu r kleine Kommunen mit weniger als 10.000 

Einwohner*innen ko nnen die La nder nach §§ 4 Abs. 

3 S. 22 WPG ein vereinfachtes Verfahren fu r die 

Wa rmeplanung regeln. In Deutschland betrifft dies 

9.169 Kommunen, was etwa 85 Prozent aller 

Kommunen entspricht (BBSR 2024). Die meisten 

dieser Kommunen liegen nach den siedlungs-

strukturellen Kreistypen des BBSR im la ndlichen 

Raum (BBSR 2023). Sie weisen beispielsweise eine 

geringe Einwohner*innendichte, einen hohen Anteil 

an landwirtschaftlichen Betrieben und pra gende 

Einfamilienhaus- und Eigentumsstrukturen auf 

(Gru nder 2022). Dezentrale Lo sungen wie Wa rme-

pumpen bieten in vielen Fa llen eine geeignete 

Option, jedoch sind die Investitionskosten nicht 

immer tragbar. (Nah-)Wa rmenetze stellen im 

la ndlichen Raum eine Alternative dar und einige 

erfolgreiche Projekte belegen ihre Machbarkeit. Aus 

diesem Grund wurden in den Interviews gezielt 

Fragen zur Umsetzbarkeit und zu mo glichen Heraus-

forderungen la ndlicher Wa rmenetze gestellt. 

Die Umsetzbarkeit von ländlichen Wärmenetzen 

ist von vielen Faktoren abhängig  

Die meisten Interviewpartner*innen betonten, dass 

es keine pauschale Antwort oder Lo sung fu r Wa rme-

netze im la ndlichen Raum gibt. Vielmehr mu ssten 

viele Faktoren u bereinstimmen. Als besonders gute 

Gegebenheiten fu r ein Wa rmenetz wurden folgende 

Faktoren genannt: 

 

– Geeignete regionale Wa rmequellen 

– Eine ausreichende Anzahl von 

Wa rmeabnehmenden (Ankerkunden wie 

kommunale Liegenschaften ko nnen eine große 

Rolle spielen)  

– Anstehender Austausch von fossilen 

Heizungstechnologien oder Tiefbauarbeiten 

– Interessierte und engagierte Bu rger*innen 

– Geeignete Lage von Geba uden, hohe 

Wa rmedichten (z.B. Dorfkern) 

Der ländliche Raum verfügt über ein hohes 

Wärmequellenpotenzial 

Die befragte Expert*innen betonten ha ufig die hohe 

Fla chenverfu gbarkeit im la ndlichen Raum, die sich 

beispielsweise gut fu r Solarthermiefla chen oder 

große Wa rmepumpen eignet.  Diese Fla chen ko nnten 

im sta dtischen Raum knapp sein. Zudem sei 

aufgrund der ra umlichen Na he zu Forstgebieten die 

Verfu gbarkeit von Biomasse besonders hoch. Ein Mix 

aus verschiedenen Wa rmequellen wurde am 

wahrscheinlichsten zur Deckung des Gesamtbedarfs 

genannt. Eine interviewte Person hob die Bedeutung 

der Potenzialanalyse fu r die Wa rmeplanung und die 

Mo glichkeit der Erweiterung durch interkommunale 

Projekte hervor. Zusa tzlich wurde der Bau von 

Infrastrukturen im la ndlichen Raum aufgrund 

geringerer Hu rden bei Genehmigungen (z.B. 

Fla chennutzung von Privatgrundstu cken) als 

einfacher bewertet.  

Wirtschaftlichkeit und Finanzierung sind 

ausschlaggebend  

Eine hohe Anschlussquote ist entscheidend fu r den 

Erfolg von Wa rmenetzen, da sie sich direkt auf die 

Wirtschaftlichkeit auswirkt – sowohl durch die 

Wa rmeliniendichte als auch die Wa rmdichte, dass 

besta tigen die befragten Expert*innen.  Wa rmenetze 

mit Nachverdichtungspotenzial seien sinnvoll, stehen 

aber, wie bereits erwa hnt, in Konkurrenz zu 

bestehender Einzelhaustechnologien. Als besonders 

geeignet fu r la ndliche Wa rmenetze wurde der 

Gemeindekern genannt. Zudem bestehen im 

la ndlichen Raum wenige Mo glichkeiten, sich an 

gro ßere Netze anzuschließen. 

Als weitere Faktoren fu r die Umsetzung nannten die 

befragten Expert*innen einen attraktiven 

Wa rmepreis und ausreichend Eigenkapital. Dabei 

wurde hervorgehoben, dass der Kostendruck im 

la ndlichen Raum aufgrund der 

Eigentu mer*innenstrukturen ho her sein kann als in 

der Stadt, da dort Kosten seltener auf die Miete 

umgelegt werden ko nnen. Zu den gro ßten 

finanziellen Hu rden za hlen steigende Bau- und 

Investitionskosten, insbesondere in Kommunen ohne 

eigene Stadtwerke. Die Finanzierung ko nnte durch 

erga nzende Fo rdermittel wie z.B. Fo rderung fu r 

Quartierskonzepte oder explizit fu r den la ndlichen 

Raum, unterstu tzt werden. Zudem wurden 

finanzielle Beteiligungsmodelle als Option genannt. 

Dabei betonten befragten Expert*innen die 

Notwendigkeit einer differenzierten und 

individuellen Betrachtung der Wirtschaftlichkeit und 

der Finanzierung von Projekt zu Projekt.  

Das Vertrauen in den Betreiber ist von Großer 

Bedeutung 

Die Betreiberform wird als nicht ausschlaggebend 

fu r die Umsetzbarkeit durch die befragten 

Expert*innen bewertet, jedoch sollte diese zur 

Ausgangssituation passen. Stadtwerke sind eher 

selten im la ndlichen Raum vorhanden, ko nnen aber 

als Initiator agieren. Genossenschaften werden 

ha ufig als sehr geeignetes Betreibermodell genannt. 
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Des Weiteren wurde die Gru ndung von 

Gesellschaften oder die Zusammenarbeit mit 

Contractingunternehmen erwa hnt – insbesondere im 

Hinblick auf den Mitgliedsbeitrag und das 

Generationenproblem von Genossenschaften. Zu den 

Herausforderungen za hlt auch die Suche nach einem 

Betreiber. Die Interviewpartner*innen betonten die 

Relevanz im Kontext des demografischen Wandels 

und der damit einhergehenden alternden 

Bevo lkerungsstruktur in la ndlichen Gebieten. 

Das Vertrauen in den Betreiber wird von den 

befragten Expert*innen als besonders wichtig 

erachtet. A hnlich zu Erneuerbaren-Energien-

Gemeinschaften ko nnen engagierte Bu rger*innen 

und Landwirt*innen als Treiber agieren. Die 

Schaffung einer guten Vertrauensbasis ko nne das 

Problem der Monopolstellung verringern. 

Die Interviewauswertung ergab zwei Sichtweisen 

hinsichtlich der Akzeptanz. Wa hrend einige der 

befragten Expert*innen die Herausforderungen bei 

der Umstellung gewohnter, dezentraler Heizsysteme 

(z.B. O lheizungen) auf einen Wa rmenetzanschluss 

hervorhoben, betonten andere die Vorteile, wie 

beispielsweise den Wegfall individueller Wartungs-

arbeiten oder den Austausch der Anlage. Zudem 

wurde genannt, dass der Zeitpunkt des Anlagen-

austauschs sich besonders gut eignet, eine hohe 

Anschlussquote zu erzielen. 

Als weitere Anreize wurden die Versorgungs-

sicherheit durch lokale Akteure, der Umwelt- und 

Klimaschutz sowie soziale Aspekte, insbesondere 

gu nstige Wa rmepreise, hervorgehoben. Wichtig sind 

zudem transparente Informationen u ber Wa rme-

preise und Alternativen zu dezentralen Lo sungen.

Letztendlich geben die meisten Interview-

partner*innen an, dass es gilt abzuwa gen, welche 

Variante – zentral oder dezentral – fu r den End-

kund*innen im la ndlichen Raum kostengu nstiger ist 

und, ob dieses technisch umzusetzen ist. 

adelphi research Projekt: „Land- Kreis - 

Gemeinde“ 

Das von der Nationalen Klimaschutzinitiative 

geförderte Projekt „LAND – KREIS – GEMEINDE 

Klimaschutz strategisch planen, auf Wirtschaftlichkeit 

und Wertschöpfung setzen“ würdigte Landkreise als 

zentrale Mittlerebene. Das Projekt unterstützte die 

regionale Ebene dabei, die Koordination zwischen den 

Akteuren einer Region zu übernehmen und 

Klimaschutzprozesse anzustoßen, die sich positiv auf 

die regionale Wertschöpfung und die 

Wirtschaftlichkeit auswirken. 

Mehr Informationen finden Sie unter diesem  oder 

u ber den QR-Code.  

Ihre Ansprechpartnerin bei adelphi: 

Lisa Keusen (keusen@adelphi.de)  

mailto:keusen@adelphi.de
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In § 25 WPG sind die Vorgaben zur Fort-

schreibung eines Wärmeplans geregelt. 

Dementsprechend sind die planungsverantwort-

lichen Stellen verpflichtet, Wärmepläne 

spätestens alle 5 Jahre zu überprüfen und bei 

Bedarf zu überarbeiten und zu aktualisieren. Für 

die Fortschreibung gelten die Bestimmungen von 

Teil 2 des WPG, welcher die Erstellung der 

Wärmepläne regelt. Laut Bundesleitfaden Wärme-

planung (BMWK und BMWSB 2024) dient die 

Fortschreibung der Überprüfung, Konsolidierung 

und Ausweitung der Einteilung des beplanten 

Gebiets in voraussichtliche Wärmeversorgungs-

gebiete. Zudem sollen Fortschritte bei der 

Umsetzung von Strategien und Maßnahmen 

überwacht werden (Monitoring), um etwaige 

Abweichungen zu aktualisieren und darzustellen.  

Was jedoch fehlt, sind praxisnahe Empfehlungen zur 

Prozessorganisation und der darin zu beru ck-

sichtigenden Aufgabenfelder. Ziel der Interviews war 

es daher, Erfahrungswerte und Faktoren zur Gestal-

tung eines Prozessmodells fu r die Umsetzung der 

Wa rmepla ne seitens der verschiedenen Akteure zu 

erhalten. 

In Kapitel 2.1 wurde bereits eine Einordnung der 

Definition der Umsetzung aus den Interviews 

vorgenommen. Dementsprechend ist die Umsetzung 

der Wa rmepla ne der allgemeine Prozess im 

Anschluss an die Wa rmeplanung. Die Fortschreibung 

ist in § 25 WPG geregelt, welcher Vorgaben zum 

Monitoring und der Aktualisierung der Wa rmepla ne 

entha lt. Die Prozessorganisation in der Umsetzung 

der Wa rmepla ne sollte daher diesen gesetzlichen 

Anforderungen beru cksichtigen.  

5.1 Fortschreibung und Aktualisierung 

der Wärmepläne 

Fu r die Fortschreibung und Aktualisierung der 

Wa rmepla ne mu ssen Prozesse aufgesetzt und 

Akteure verschiedene Rollen annehmen, um die 

Wa rmeplanung kontinuierlich anzupassen und auf 

mo gliche notwendige Anpassungen zur Erreichung 

der Zielvorgaben hinzuwirken. Aus diesem Grund 

haben wir in den Interviews gefragt, ob Prozesse zur 

Fortschreibung bereits geplant sind, wer die 

Fortschreibung u bernimmt und vor welchen 

Herausforderungen die jeweiligen Akteure stehen. 

Die Fortschreibung und Aktualisierung der 

Wärmepläne könnten häufig erneut an 

Dienstleister vergeben 

Eine Vielzahl von Kommunen hat in den Interviews 

dieses Vorgehen in Aussicht gestellt. Aus Sicht der 

Kommunen wird ha ufig der Umfang als 

entscheidender Faktor zur Entscheidung der Vergabe 

an einen Dritten oder der eigensta ndigen 

Durchfu hrung genannt. Zum Teil werden dafu r 

bereits Mittel vorgesehen, um diese Beauftragung zu 

finanzieren. Ein weiterer entscheidender Faktor, der 

zu dieser Entscheidung fu hrt, sind die knappen 

personellen und finanziellen Ressourcen in den 

Kommunen, um die neu entstandenen Partner-

schaften und Kooperationen mit den Akteuren der 

Wa rmewende in den Kommunen fortzufu hren. Das 

bedeutet, es ist absehbar, dass der Fachkra ftemangel 

und die fehlende Expertise in den Kommunen nicht 

nur wa hrend der Durchfu hrung der ersten Wa rme-

planung bestehen, sondern zu einer kontinuierlichen 

Herausforderung fu r Kommunen wird. Zum Teil 

wurde die Vergabe an einen Dritten fu r die Fort-

schreibung in den Wa rmepla nen bereits fest-

gehalten. Eine Kommune betonte aber, dass eine 

eigene Fortschreibung geplant ist, da so die wichtige 

Na he zu den Bu rger*innen sichergestellt werden 

kann. Jedoch wird auch deutlich, dass viele 

Kommunen noch sehr unentschlossen und 

unkonkret darin sind, wie die Fortschreibung und 

Aktualisierung der Wa rmepla ne gestaltet werden. 

Nach Ansicht einiger Stadtwerke liegt die Ausgabe 

der Verantwortung der Fortschreibung auf Seiten der 

Kommunen. Zum Teil sehen sie sich als potenzielle 

Auftragnehmer bei einer Ausschreibung der 

Fortschreibung der Wa rmepla ne. Es wurde zudem 

kritisiert, dass die Fristen zur Fortschreibung zu lang 

sind, da Personalwechsel in den Kommunen dazu 

fu hren kann, dass bei der Aktualisierung wieder von 

Null anzufangen werden muss. Es bewege sich sehr 

viel innerhalb von wenigen Monaten, weshalb die 

Aktualisierung in ku rzeren Intervallen durchgefu hrt 

werden solle.  

5 Prozessorganisation in der Umsetzung  
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Aus Sicht der Dienstleistungsunternehmen ha lt sich 

der Umfang der Fortschreibung allerdings in 

Grenzen. Einzelne Interview-Partner*innen 

scha tzten, dass einzelne große Kommunen die 

Fortschreibung selbst stemmen ko nnen, je nach 

Detailierungsgrad, kleinere Kommunen wu rden sich 

jedoch eher an eine*n Dienstleister*in wenden. Aber 

auch aus Sicht der Dienstleistungsunternehmen 

denken Kommunen die Phase der Fortschreibung 

noch zu selten mit.  

In den Kommunen werden Monitoring, 

Fortschreibung und Aktualisierung in der 

Planung noch nicht ausreichend berücksichtigt. 

Die Interviews zeigen, dass Kommunen selten 

konkrete oder formalisierte Monitoring-Prozesse 

bzw. Konzepte zur Fortschreibung entwickelt haben. 

Das ko nnte zum Teil daran liegen, dass sich 

Kommunen zuna chst mit der Maßnahmen-

abstimmung auseinandersetzen, beziehungsweise 

sich mit konkreten Maßnahmen zur Umsetzung 

auseinandersetzen (bspw. den Wa rmenetzausbau). 

Vereinzelt wurde hervorgehoben, dass vor allem zur 

Beantwortung von Fragen aus dem Gemeinderat ein 

Monitoring-Prozess notwendig werden wird. In 

Kommunen in denen bereits Konzepte fu r die 

Koordination der Fortschreibung und dem 

Monitoring entwickelt wurden, sind eigene 

Sitzungen mit Bu rgermeister*innen und 

verschiedenen A mtern (z.B. Tiefbauamt) geplant. Es 

wurde aber auch deutlich, dass ein Monitoring von 

Maßnahmen als „Steuerungsplan“ besonders wichtig 

erachtet wird, um diese Maßnahmen sta ndig zu 

u berpru fen. 

Stadtwerke fühlen sich für die Fortschreibung 

gut aufgestellt, jedoch bedarf es einer engen 

Absprache mit der Kommune bei der 

Koordinierung stadtplanerischer Prozesse.  

Stadtwerke betonten, dass diese ihr Netz sehr gut 

kennen und die Schwerpunkte fu r den Netzausbau in 

ihrem Gebiet gut kennen. Sie brauchen jedoch 

weniger Unterstu tzung in der Planung, sondern bei 

der Organisation und Koordinierung aller 

notwendigen stadtplanerischen Prozesse. Dies 

betreffen die Strom- und Wasserversorgung, 

Sanierungsprozesse sowie Aspekte der Fla chen-

nutzung. Das Kommunen und Stadtwerke enger 

zusammenru cken, wurde aus Sicht einzelner 

Stadtwerke sehr positiv wahrgenommen, da somit 

Beteiligungsprozesse gesta rkt werden. Vereinzelt 

wurde gea ußert, dass Dienstleistungsunternehmen 

 
9 Website des Forschungsprojekts „AI-X HEAT“: 

https://www.aachenklima.de/ai-x-heat/  

nicht dicht genug an den Umsetzungsprozessen dran 

seien, um Ideen und Erfahrungen anbieten zu 

ko nnen.  

5.2 Anforderungen an ein Monitoring 

in der Umsetzung 

Fu r die Fortschreibung und Aktualisierung der 

Wa rmepla ne ist es notwendig, die in der 

Wa rmeplanung erhobenen Daten und deren 

Entwicklung zu monitoren. Dadurch kann die 

Zielerreichung u berpru ft werden, aber auch 

Maßnahmen der Umsetzung im Verlauf angepasst 

werden. Laut Bundesleitfaden Wa rmeplanung 

umfasst die Datenerfassung eine Aktualisierung der 

Bestandsanalyse (Infrastrukturdaten, Entwicklung 

der Netze, Verbrauchsdaten) sowie der Potenzial-

analyse (neue signifikante Potenziale, neue 

technische und regulatorische Mo glichkeiten der 

Erschließung, Bewertung der Fla chennutzung). 

Das kontinuierliche Monitoring von Maßnahmen und 

Daten wurde grundsa tzlich als notwendiges Mittel 

angesehen. Vor allem Dienstleistungsunternehmen 

haben sich in den Interviews ha ufig zum Thema 

Daten-Monitoring gea ußert.  

Es ist abzusehen, dass Daten für die 

Fortschreibung und Aktualisierung neu erhoben 

werden müssen. 

Aus den Interviews mit Dienstleistungsunternehmen 

und Kommunen geht hervor, dass personenbezogene 

Daten nach der urspru nglichen Wa rmeplanung 

gelo scht werden mu ssen, was eine erneute 

Datenerhebung notwendig machen wu rde und das 

Monitoring sowie die Aktualisierung der 

Wa rmeplanung erschwert.     

Die Daten müssen in der kommunalen 

Datenstruktur integriert werden.  

Nach Ansicht von Dienstleistungsunternehmen muss 

bereits bei der Datenerhebung darauf geachtet 

werden, Daten so strukturiert zu erheben, dass sie 

ordentlich abgelegt und weiterverwendet werden 

ko nnen und die Zusta ndigkeit der Datenverwaltung 

gekla rt ist. Es wurde u.a. auf das Forschungsprojekt 

AI-X HEAT9 verwiesen, in welchem dargestellt ist, 

wie ein Datenmodell und eine Plattformlo sung 

aussehen mu sste, damit Daten in der Kommunen 

kontinuierlich ausgewertet werden ko nnen. Auch 

hier wurden mo gliche Unterschiede zwischen 

https://www.aachenklima.de/ai-x-heat/
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großen und kleinen Kommunen hervorgehoben: 

große Kommunen seien in der Lage Daten selbst 

oder durch einen kommunalen IT-Dienstleister zu 

verwalten (ho herer Standardisierungsgrad), kleine 

Kommunen fehlt diese Expertise. Es wurde 

geschildert, dass Kommunen vom Dienstleister GIS-

Dateien und Datenbla tter zwar geliefert beka men, 

aber nicht jede Kommune in der Lage sein wird, 

diese Daten weiter zu pflegen. Hier bedu rfe es der 

Unterstu tzung von Kommunen. 

NOTWENDIGE DATEN FÜR EIN MONITORING 

Zusätzlich konnten den Interviews Angaben zu den 

Daten abgeleitet werden, die für ein Monitoring 

notwendig seien. Diese Daten umfassen: 

– Bedarfs- und Verbrauchsdaten (Wärme, Strom) 

– Treibhausgasemissionen 

– Sanierungsstand, Sanierungsraten 

– Status von Maßnahmen (z.B. Stand des 

Ausbaus der Wärmenetze) 

– Status der Potenzialerschließung (Identifikation 

und Nutzbarmachung von Wärmequellen) 

– Entwicklung des Anteils erneuerbarer Energien 

– Sektorübergreifende Daten (Ausbau Glasfaser, 

Fahrradwege etc.) 

 

Es wurden auch Anforderungen an die Daten und 

die Datenqualität geäußert, dazu zählen die 

Fortschreibbarkeit, mögliche Integration in 

kommunale Datenstrukturen und die 

Interoperabilität von Daten. Generell würde die 

Datenqualität jedoch auch die Fortschreibbarkeit 

beeinflussen. Daten von hoher Qualität seien 

schwieriger fortzuschreiben als Daten mit niedriger 

Qualität, da der Aufwand der Beschaffung hoch ist. 

Daten aus der Industrie vorzuhalten oder zu 

bekommen sei aus Sicht der 

Dienstleistungsunternehmen zudem schwieriger. Es 

sei vor allem von Vorteil, wenn die Länder zu den 

zu erfassenden Daten im Monitoring Vorgaben 

machen würden. 

In den Interviews wurden verschiedene Tools fu r ein 

Daten-Monitoring diskutiert. Die Nutzung von Smart 

Metern10 wurde aus Sicht der Dienstleistungs-

unternehmen als kritisch angesehen, da diese zu 

komplex und teuer seien. Verbrauchsdaten, die auf 

eine Sanierung hindeuten, erhielte man auch durch 

den Energieversorger. Die Nutzung von digitalen 

 
10 Smart Meter sind intelligente Messsysteme zur 

Verbrauchserfassung (siehe auch: 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Textsammlungen/
Energie/smart-meter.html) 

11 Ein Digitaler Zwilling ist ein digitales Abbild eines realen 
Objekts, der auch in der Wa rmeplanung zum Einsatz 
kommt (siehe auch: 

Zwillingen11 wurde positiver bewertet, auch wenn 

dieser noch nicht oft genug angefordert wu rde. Mit 

diesem Tool wu rden Sanierungen deutlicher werden, 

jedoch sind die ausreichende Datenerhebung und 

andere rechtliche Einschra nkungen eine 

Herausforderung fu r die Erstellung von digitalen 

Zwillingen. Die Mo glichkeiten der Nutzung eines 

digitalen Zwillings wird jedoch auch davon 

beeinflusst, ob die Daten nach der Erstellung des 

Wa rmeplans gelo scht werden mu ssen (siehe oben). 

Ha ufig werde bisher viel das kostenlose Tool 

BICO2BW12 genutzt. Hierbei sei jedoch 

problematisch, dass der Technikkatalog und 

BICO2BW verschiedene Berechnungsmethoden 

nutzen und dies eine Nutzung fu r die Fortschreibung 

erschwert. 

5.3 Prozessorganisation in der 

Umsetzung 

Zur Prozessorganisation in der Umsetzung werden 

im WPG nur wenige Vorgaben gemacht. Nach § 20 

WPG muss in der Wa rmeplanung eine Umsetzungs-

strategie entwickelt werden. Dabei kann die 

planungsverantwortliche Stelle gemeinsam mit allen 

den in § 7 WPG genannten Akteuren Umsetzungs-

maßnahmen identifizieren und mit diesen, 

entsprechende Vereinbarungen dieser Umsetzung 

von Maßnahmen treffen. Ebenfalls zu beachten, sind 

die Regelungen der Anlage 2 VI. WPG fu r die 

Darstellung der Umsetzungsstrategie und der 

Umsetzungsmaßnahmen im Wa rmeplan (z.B. 

Schritte fu r die Umsetzung, Zeitpunkte der 

Umsetzung, Kosten und Kostentra ger). Der 

Bundesleitfaden Wa rmeplanung (BMWK und 

BMWSB 2024) empfiehlt, dass fu r alle Maßnahmen 

zeitlich definierte Verantwortlichkeiten fu r die 

Maßnahmenumsetzung den beteiligten Akteuren 

zugeordnet werden. Zudem sollten weitere Aspekte, 

beispielsweise die Verteilung der Kosten der Planung 

und Umsetzung oder die Auswirkung auf die 

Erreichung des Zielszenarios, in der Umsetzungs-

strategie festgehalten werden. Zur Prozess-

organisation wird empfohlen, verantwortliche 

Stellen fu r Maßnahmen zu definieren und eine 

Fortschrittskontrolle oder Monitoring mit 

https://www.energynet.de/2023/08/03/kommunale-
waermeplanung-digitaler-zwilling/) 

12 BICO2BW ist freizuga ngliches Tool zur Darstellung des 
Energieverbrauch und der CO2-Emissionen in einer 
Kommune (siehe auch: https://www.kea-
bw.de/kommunaler-klimaschutz/angebote/co2-
bilanzierung)  

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Textsammlungen/Energie/smart-meter.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Textsammlungen/Energie/smart-meter.html
https://www.energynet.de/2023/08/03/kommunale-waermeplanung-digitaler-zwilling/
https://www.energynet.de/2023/08/03/kommunale-waermeplanung-digitaler-zwilling/
https://www.kea-bw.de/kommunaler-klimaschutz/angebote/co2-bilanzierung
https://www.kea-bw.de/kommunaler-klimaschutz/angebote/co2-bilanzierung
https://www.kea-bw.de/kommunaler-klimaschutz/angebote/co2-bilanzierung
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Informationen zu Meilensteinpla nen, Ausgaben oder 

Umsetzungsstand aufzusetzen. 

Laut der Interviewpartner*innen sind die Verla ufe 

von Planungs- und Umsetzungsphase der 

Wa rmeplanung fließend, da oft bereits konkrete 

Projektplanungen und Machbarkeitsstudien 

durchgefu hrt werden. Diese Vorgehensweise 

ermo gliche eine schnellere Umsetzung der 

Maßnahmen und ermo glicht beispielsweise die 

Erstellung von Interaktionskarten fu r Wa rmenetz-

gebiete. Dadurch erhalten Bu rger*innen fru hzeitig 

verla ssliche Informationen u ber den geplanten 

Netzausbau. 

Kommunen bescha ftigen sich bisher jedoch noch 

wenig mit der Prozessorganisation fu r die 

Umsetzungsphase im Anschluss an die 

Wa rmeplanung. Allerdings lassen sich aus den 

Interviews einige wichtige Aspekte, die in der 

Prozessorganisation eine Rolle spielen, ableiten. 

Diese Aspekte umfassen (I) die mo gliche 

Aufgabenverteilung zwischen den Akteuren sowie 

notwendige Beteiligungsprozesse, (II) die Rolle von 

Machbarkeitsstudien und Transformationspla nen, 

(III) die Verankerung in kommunale Planungs-

instrumente, (IV) die mo gliche Gru ndung von 

Projektgesellschaften oder Wa rmeverbu nden und 

(V) weitere externe Faktoren. In den folgenden 

Abschnitten werden diese Aspekte anhand der 

Aussagen in den Interviews na her beschrieben. 

Anschließend werden die Mo glichkeiten der 

Prozessorganisation aufgezeigt, wie ein U bergang 

zwischen der Wa rmeplanung und der 

Umsetzungsphase durchgefu hrt werden kann. 

Aufgabenverteilung und Beteiligungsprozesse 

In der Wa rmeplanung sind die Verantwortlichkeiten 

der jeweiligen Akteure klar zugeordnet und es 

existieren zahlreiche Leitfa den, die hierzu konkrete 

Empfehlungen geben. Fu r die Umsetzungsphase gibt 

es noch keine solchen konkreten Empfehlungen. In 

den Interviews gab es zur Aufgabenverteilung einige 

Empfehlungen und Vorschla ge seitens der 

Kommunen. 

So bedu rfe es einer Weiterentwicklung der 

Beteiligungskonzepte, die nach der Wa rmeplanung 

bestehen bleiben sollten. In einem konkreten 

Beispiel wird die Steuerungsgruppe bestehend aus 

den Stadtwerken und verschiedenen A mtern aus der 

Wa rmeplanung fortgefu hrt. In dieser Gruppe sind die 

Stadtwerke fu r die Kommunikationsstrategie 

zusta ndig, die Klimaschutzagentur fu r die Beratung 

der Bu rger*innen und des Handwerks. In anderen 

Kommunen wurden Austauschformate mit 

zusa tzlichen Akteursgruppen wie z.B. 

Wohnungswirtschaft, lokalen Unternehmen und 

Klimabeitra ten umgesetzt. Zudem wurde hier eine 

weitere Gruppe fu r die Integration in den 

Klimaschutzplan vorgesehen. In der Kommunal-

verwaltung sind die Quartierskonzepte in der 

Stadtentwicklung angelegt. In der Zusammenarbeit 

mit den Stadtwerken seien vor allem Aspekte der 

Planung von Wa rmenetzen (Bundesfo rderung 

Effiziente Wa rmenetze - BEW) und 

Beratungsoffensiven fu r dezentrale Gebiete 

aufgebaut worden.  

In einem anderen Beispiel wurde vorgeschlagen, 

regelma ßige Runden mit den Bu rgermeister*innen 

und den Stadtwerken abzuhalten, wobei diese auf 

hoher kommunaler Verwaltungsebene angesiedelt 

sein sollten. Hierbei sollten alle Akteure der 

Verwaltung mit einbezogen werden und eine eigene 

Sitzung etabliert werden. 

Seitens der Stadtwerke wurde gea ußert, dass die 

Beteiligung und Einbindung der Bu rger*innen 

wichtiger werden, sobald konkrete Quartiers-

konzepte erstellt werden. Dadurch wachse das 

Interesse in der Bevo lkerung und ein „relevanter 

Prozentsatz“ der Anwohnenden habe hier 

mitdiskutiert. 

Wichtig sei generell eine klare Zuordnung und 

Vorgaben zu den Verantwortlichkeiten in der 

Verwaltung und der Zusammenarbeit mit anderen 

Akteuren. Außerdem sei eine klare Zuordnung der 

Verantwortlichkeiten auch fu r Beratungsnagebote 

wichtig, da dieser Punkt ha ufig vernachla ssigt werde. 

Machbarkeitsstudien und Transformationspläne 

Laut Interviewpartner*innen spielen 

Machbarkeitsstudien in der Umsetzung von 

Maßnahmen der Wa rmeplanung eine zentrale Rolle. 

Diese Machbarkeitsstudien ermo glichen eine 

detaillierte Planung von Maßnahmen. Zum Teil 

wu rde bereits in der Wa rmeplanung mit 

Machbarkeitsstudien begonnen, zum Teil sogar 

schon vor der Wa rmeplanung. In anderen Fa llen sind 

Machbarkeitsstudien als erste Umsetzungs-

maßnahmen im Wa rmeplan vorgesehen. Die 

Priorisierung von Machbarkeitsstudien ha ngt dabei 

mit der Langfristigkeit des Neu- und Ausbaus von 

Wa rmenetzen zusammen. Die Eignungsgebiete der 

Wa rmeplanung oder bereits bestehender 

Energieleitpla ne lieferten hierfu r die Grundlage.  
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Kommunale Planungsinstrumente 

Ein weiterer wesentlicher Aspekt, welcher die 

Prozessorganisation in der Umsetzung beeinflusst, 

seien laut Interviewpartner*innen die bestehenden 

kommunalen Planungsinstrumente, beispielsweise 

die Bauleitplanung, inkl. Bebauungspla nen und 

Fla chennutzungspla ne, sowie Klimaschutzpla ne. 

U ber die Sitzungen dieser Planungsprozesse ko nne 

die Umsetzung der Wa rmepla ne integriert und 

verankert werden. Es wurde jedoch auch angemerkt, 

dass A nderungen im Bebauungsplan erst erfolgen 

ko nnen, wenn Machbarkeitsstudien durchgefu hrt 

wurden und die Machbarkeit der Maßnahmen somit 

gesichert ist.  

Wa rmepla ne mu ssen in die verschiedenen 

kommunalen Planungsinstrumenten integriert 

werden, um eine koha rente Entwicklung zu 

gewa hrleisten. So sind die Darstellungen in 

Wa rmepla nen bei der Bauleitplanung nach § 1 Abs. 6 

Nr. 7 g) BauGB und bei Ausweisungsentscheidungen 

gema ß § 26 Abs. 1 WPG zu beru cksichtigen, um die 

sta dtebauliche Entwicklung und die strategische 

Ausrichtung der Wa rmeversorgung abzustimmen. 

Daru ber hinaus sind die Darstellungen des 

Wa rmeplans nach § 8 Abs. 2 WPG in auch in die 

Planungen von Energieversorgungsnetzen bzw. 

Wa rmenetze eingebunden werden, wie z.B. die 

Energieinfrastrukturplanung und gema ß § 32 Abs. 5 

WPG in den Wa rmenetzausbau- und 

dekarbonisierungsfahrplan (Henschel 2024). 

Projektgesellschaften und Wärmeverbünde 

Fu r die Umsetzung gro ßerer Maßnahmen wurde i 

durch die Interviewpartner*innen auch die Gru ndung 

von Projektgesellschaften oder regionalen 

Wa rmeverbu nden vorgeschlagen. In diesen 

Formaten arbeiten die fu hrenden Energie- und 

Wa rmeversorger zusammen, um beispielsweise den 

Wa rmenetzausbau oder die Erschließung von 

großen Potenzialen, wie Tiefengeothermie-

potenziale, in einer Region voranzubringen. Auch 

wenn der Gru ndungsprozess ein wenig Zeit in 

Anspruch nehmen wu rde, ko nne eine solche 

Gesellschaft konkrete Strukturen mit einem gut 

organisierten Beteiligungsmanagement schaffen. Ein 

Beispiel fu r ein solche Projektgesellschaft ist der 

regionale Wa rmeverbund Tiefengeothermie im 

Landkreis Karlsruhe13, an dem sich drei große 

Stadtwerke beteiligen. Ziel ist es, die Potenziale der 

 
13  Regionaler Wa rmeverbund Tiefengeothermie des 

Landkreis Karlsruhe: 
https://regionalerwaermeausbau.de/  

tiefen Geothermie gemeinsam zu erschließen und so 

die regionale Wertscho pfung aus der Wa rme-

bereitstellung in der Region zu behalten, bzw. 

Bu rger*innen auch beteiligen zu ko nnen. 

Weitere externe Faktoren 

Weitere Faktoren, die es bei der Prozessorganisation 

zu beachten sind, umfassen auch die zeitliche 

Perspektive von Maßnahmen. Hier sei eine 

stu ckweise Bearbeitung und die Beachtung der 

Zeithorizonte verschiedener Maßnahmen wichtig. Es 

ko nne nicht alles zeitgleich umgesetzt werden. 

Zudem ko nnen externe Faktoren Zeitverzo gerungen 

verursachen, beispielsweise der lokale Fachkra fte-

mangel, fehlende Finanzierung, sowie politische 

Umsta nde wie die Energiekrise nach dem 

Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine oder das 

Inkrafttreten bzw. die Novellierung von relevanten 

Gesetzen. 

Möglichkeiten der Prozessorganisation 

Eine gute Prozessorganisation ist wa hrend der 

Wa rmeplanung besonders wichtig. Auch in der 

Umsetzungsphase ist dies nach Aussagen der 

Interviewpartner*innen wichtig. Es gab aber auch 

vereinzelte Stimmen, die eine Struktur und den 

Prozess als weniger wichtig erachten, da es eher auf 

den politischen Willen anka me.  

Konkrete oder einheitliche Modelle zur 

Prozessorganisation lassen sich daraus jedoch nicht 

ableiten. Diese scheinen sich spezifisch nach den 

Gegebenheiten vor Ort zu richten. Zudem sind 

Kommunen oft noch nicht so weit fortgeschritten 

oder haben sich zum Teil wenig konkret mit der 

Prozessorganisation der Umsetzung 

auseinandergesetzt. Hier sind daher in Zukunft auch 

praxisorientierte Modelle sinnvoll, um Kommunen 

eine Orientierung zu geben, beziehungsweise auf die 

Notwendigkeit der Prozessorganisation in der 

Umsetzung hinzuweisen. Ob die Wa rmeplanung in 

bestehende kommunale Prozesse eingeordnet wird 

oder sich separate Beteiligungs- oder Organisations-

prozesse innerhalb der Kommunalverwaltung 

eignen, ha ngt dabei auch von den personellen und 

finanziellen Ressourcen der Kommune ab.  

Eine zusammenfassende U bersicht zu den zu 

mo glichen Aspekten und Aufgaben fu r eine 

Prozessorganisation der Umsetzungsphase ist in 

Abbildung 5 dargestellt. 

https://regionalerwaermeausbau.de/
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Abbildung 5: Relevante Aufgabenbereiche und Akteure für die Prozessorganisation in der Umsetzung der Wärmepläne 

(eigene Darstellung).  

RELEVANTE AKTEURE AUFGABENBEREICHE 

Umsetzung von organisatorischen 

Maßnahmen zur Koordination der 

beteiligten Akteure in der 

Umsetzung (z.B. Arbeitsgruppen) 

Entwicklung eines 

Monitoringskonzepts zum 

Fortschritt der Umsetzung von 

Maßnahmen und Zielerreichung 

Koordination: 

Planungsverantwortliche Stelle 

Umsetzung: kommunale 

Verwaltung 

Koordination: 

Planungsverantwortliche Stelle 

Umsetzung: Kommunale 

Verwaltung, Dienstleistungs-

unternehmen, Stadtwerke 

Einbindung der Wärmepläne in 

bestehende kommunale 

Planungsprozesse 

Koordination: 

Planungsverantwortliche Stelle 

Umsetzung: kommunale 

Verwaltung 

Monitoring der Entwicklung von 

zeitlichen, finanziellen und 

politischen Rahmenbedingungen. 

Koordination: 

Planungsverantwortliche Stelle 

Umsetzung: kommunale 

Verwaltung 

Durchführung von Studien zur 

detaillierten Planung von 

Maßnahmen (Machbarkeitsstudien, 

Quartierskonzepte) 

Ggf. Gründung von 

Projektgesellschaft oder 

Wärmeverbund (z.B. Kooperation 

Energieversorger zur Umsetzung 

von Großprojekten) 

Umsetzung von technischen 

Maßnahmen zur Reduktion der 

Treibhausgasemissionen in der 

Wärmeversorgung 

Koordination: kommunale 

Verwaltung 

Umsetzung: Stadtwerke, 

Dienstleistungsunternehmen,  

kommunale Verwaltung 

Umsetzung / Koordination: 

Stadtwerke, 

Interessengemeinschaften, 

kommunale Verwaltung, 

Energieagenturen 

Umsetzung / Koordination: 

Stadtwerke, Bürger*innen, 

kommunale Verwaltung, weitere 

Unter kommunale Verwaltung zählen die verschiedenen Ämter mit den jeweiligen Zuständigkeiten. Die planungs-

verantwortliche Stelle ist die zentrale Koordinationsstelle in der Verwaltung (können verschiedene Ämter sein). 
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Integration in 
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Planungs-

instrumente 

Berücksichtigung 

externer Faktoren 

Detailplanung und 

Machbarkeit 

Kooperations-

gesellschaft gründen 

Umsetzung 

technischer 

Maßnahmen 



 

adelphi research Publikation | Die Umsetzung der kommunalen Wärmepläne in Deutschland 39 

Die Umsetzung von Wärmeplänen stellt 

Kommunen und Energieversorger vor eine Reihe 

Herausforderungen. Dieses Kapitel beleuchtet in 

den Interviews genannte Hemmnisse und 

Hürden, die bei der Realisierung dieser 

zukunftsweisenden Konzepte auftreten können.  

Aus den Interviews ergaben sich die folgenden 

Kernproblematiken: die Frage der Finanzierung, 

welche die Grundlage einer erfolgreichen Umsetzung 

darstellt; der zunehmende Fachkra ftemangel, der die 

effiziente Planung und Durchfu hrung erschwert 

sowie verschiedene Interessens- und Zielkonflikte, 

die eine ausgewogene Entscheidungsfindung 

erfordern als auch die komplexen rechtlichen 

Rahmenbedingungen, in denen es zu navigieren gilt. 

Die folgende Analyse bietet einen detaillierten 

Einblick in diese Herausforderungen und legt damit 

die Grundlage fu r die Entwicklung mo glicher 

Lo sungsansa tze. 

6.1 Bestehende Hemmnisse in der 

Wärmeplanung 

Als aktuelle Herausforderungen wurden der 

Fachkra ftemangel, fehlende Finanzierungsmittel und 

Zeitdruck benannt. So erkla rten Dienstleistungs-

unternehmen, dass in vielen Kommunen nicht 

genu gend Mittel fu r eine Akteursbeteiligung 

bereitstehen und auch, dass es gerade in kleineren 

Kommunen an Personal fu r die Durchfu hrung der 

Wa rmeplanung fehle. Landkreise ko nnten 

Kommunen nur bedingt unterstu tzen.  

In wenigen Kommunen wurde von Konflikten 

zwischen kommunaler Verwaltung und Stadtwerken 

berichtet. Dies habe in den betreffenden Kommunen 

zu la ngeren Aushandlungsprozessen, z.B. bei der 

Festlegung von Maßnahmen, gefu hrt. Dienst-

leistungsunternehmen a ußerten sich kritisch u ber die 

Machbarkeit der Umsetzung in diesen Kommunen. 

Auch seien in manchen Kommunen Maßnahmen 

benannt worden, fu r die zum Abschluss des 

Wa rmeplans keine verantwortlichen Umsetzenden 

benannt wurden. Dies wu rde in der Umsetzungs-

phase zu einer Herausforderung werden, weil erst 

verantwortliche Akteure gefunden werden mu ssten. 

6.2 Finanzierung und Förderung 

(Fehlende) Finanzierung und Fo rderung wurde als 

eines der gro ßten Hemmnisse fu r die Umsetzung der 

Wa rmepla ne von allen befragten Akteursgruppen 

benannt. Kommunen berichteten, dass die 

finanziellen Mittel in der kommunalen Verwaltung 

nicht ausreichen wu rden, um neue Stellen fu r die 

anstehenden Aufgaben der Umsetzung zu schaffen.  

Es bestehen bürokratische Hürden und 

Unsicherheiten zur bestehenden 

Fördermittellandschaft  

EKA sehen auch bu rokratische Hu rden und Lu cken in 

der Fo rderlandschaft als große Herausforderung. 

Zum einen wu rden Fo rderungslu cken entstehen, z.B. 

durch den Wegfall der Fo rderung der KfW 432 oder 

das Fehlen von kleineren Fo rderrichtlinien. Gerade 

auf dem Bereich der Quartiersebene seien es wichtig, 

Anlaufstellen fu r Beratungsangebote finanzieren zu 

ko nnen, um Bu rger*innen zu informieren und 

motivieren, so Vertreter*innen von EKA und 

Kommunen. Auch seien Fo rderungen im Bereich 

Sanierung wichtig, um den effektiven Ausbau von 

Wa rmepumpen zu gewa hrleisten. Zwar stellen 

Kommunen und Stadtwerke bereits Antra ge im 

Rahmen der BEW, trotzdem fehle es laut EKA gerade 

bei kleineren Kommunen an Expertise fu r die 

Antragstellung und mu ssten auf Dienstleister*innen 

zuru ckgreifen. Es bestehen daru ber hinaus 

Unsicherheiten bezu glich des Fo rdermittelvolumens 

und die Langfristigkeit des Fo rderinstruments. Ohne 

ausreichende und langfristige Fo rderinstrumente sei 

es schwer, den Ausbau von Fernwa rmenetzen 

voranzubringen. Auch private Akteure ko nnen ohne 

die Unterstu tzung von Energieberater*innen nur 

selten auf Fo rderungen zuru ckgreifen.  

Ohne umfassende Fördermittel werden viele 

Maßnahmen nicht umgesetzten werden können. 

Ohne Fo rdermittel, befu rchten Kommunen und 

Stadtwerke, kann kein wirtschaftlicher Ausbau der 

6 Übergeordnete Herausforderungen der 

Umsetzung  
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Fernwa rme und die beno tigte Kostenneutralita t fu r 

die lokale Akzeptanz des Ausbaus kann nicht 

erreicht werden. Die fehlende finanzielle Sicherheit 

fu hrt in einigen Kommunen auch dazu, dass der 

Gemeinde- bzw. Stadtrat lokale Projekte nicht 

genehmigen oder befu rworten wu rden und somit 

der Umsetzung die politische Legitimation entzogen 

wird.  

Es gibt wenig bekannte finanzielle 

Beteiligungsmodelle für private Akteure 

Des Weiteren wurden nach finanziellen 

Beteiligungsmo glichkeiten fu r private Akteure, 

speziell Bu rger*innen im Rahmen der Umsetzung 

gefragt. Hierzu gab es nur wenig Ru ckmeldungen. 

Einige Kommunen nannten die Vergabe von 

Genussrechte oder die Etablierung von Energie-

wendefonds als mo gliche Mittel. Auch bestehe ein 

Interesse mehr u ber die Fo rderung von 

Erneuerbaren-Energie-Gemeinschaften zu lernen, 

auch wenn diese im urbanen Raum fu r die 

Wa rmeversorgung aktuell selten etabliert sind. 

6.3 Auswirkungen des 

Fachkräftemangels  

Der vorherrschende Fachkra ftemangel in allen 

Branchen stellt eine erhebliche Herausforderung fu r 

die Umsetzung der Energiewende dar, auch im 

Bereich der Wa rmewende. Im Jahr 2022 fehlten um 

die 14.000 Fachkra fte im Bereich der Sanita r-, 

Heizungs- und Klimatechnik (Koneberg et al. 2022). 

Auch in der o ffentlichen Verwaltung auf kommunaler 

Ebene wir bis zum Jahr 2030 eine Personallu cke von 

um die 713.000 Bescha ftigen prognostiziert 

(Deutscher Sta dtetag 2021). 

Fehlende Fachkräfte im Handwerk 

Dies wurde auch in Interviews besta tigt. Dienst-

leistungsunternehmen, EKA und Verbände betonten, 

dass das fehlende Personal im Handwerk zum 

Realisierungsrisiko werden kann, da sich dieser 

Engpass voraussichtlich durch die gleichzeitige 

Nachfrage von Kommunen und Bu rger*innen 

verscha rft wird. Beispielweise ha tten lokale 

Tiefbauunternehmen schon jetzt nicht genu gend 

Kapazita ten, alle Auftra ge anzunehmen.  

Ein Stadtwerksvertreter fu hrte hierfu r als Lo sung an, 

dass sie ein lokales Tiefbauunternehmen eingekauft 

haben, um so die Umsetzung sichern zu ko nnen. 

Auch muss das Handwerk fu r den Ausbau von 

Wa rmepumpen weitergebildet werden.  

Als erste Lo sungsansa tze zum allgemeinen 

Fachkra ftemangel berichteten Kommunen und EKA 

von ersten Informations- und Weiterbildungs-

programmen fu r das lokale Handwerk in 

Zusammenarbeit mit den lokalen Handwerks-

kammern. Dies wurde auch als Vorschlag im Rahmen 

der Etablierung von Erneuerbaren-Energien-

Gemeinschaften benannt. Zudem wollen einige 

Kommunen das Thema zum Ausbau der 

erneuerbaren Energien in Berufsschulen besser 

verankern.  

Fehlende Fachkräfte in der Verwaltung  

Auch in der kommunalen Verwaltung fehlt es bereits 

jetzt im Wa rmeplanungsprozess an Personal mit 

dem beno tigten Fachwissen. Fu r den dann folgenden 

Umsetzungsprozess mu ssten zusa tzliche Stellen in 

verschiedenen A mtern aufgebaut werden, legten 

Vertreter*innen aus den Kommunen dar. Dies sei aber 

zum einen durch die finanzielle Lage der Kommunen 

und zum anderen durch die generell fehlenden 

Fachkra fte schwer mo glich. Dies kann zuku nftig dazu 

fu hren, dass es z.B. zu la ngeren Bearbeitungszeiten 

bei Genehmigungsprozessen kommt oder Aufgaben, 

wie z.B. das Monitoring ganz pausiert werden.  

Damit Kommunen den Fachkra ftemangel 

entgegenwirken ko nnen, brauchen sie bessere 

finanzielle Mittel. Zum einen ko nnen so beno tigte 

Stellen geschaffen werden, jedoch muss es den 

Kommunen auch mo glich sein, eine wett-

bewerbsfa hige Bezahlung anzubieten.  

Fehlende Fachkräfte bei den Stadtwerken 

Bei den Stadtwerken zeigte sich ein gemischtes Bild. 

Einige Interviewpartner*innen sahen ihr 

Unternehmen als gut aufgestellt an. Andere sehen 

wiederrum die Herausforderung, zuku nftig neues 

Fachpersonal fu r die anstehenden Aufgaben zu 

finden. Finanzielle Hu rden bei der Einstellung von 

Fachpersonal wurden nicht benannt.  

6.4 Interessens- und Zielkonflikte 

Im Allgemeinen gab es wenig Ru ckmeldungen zu 

konkreten Interessenkonflikten zwischen den 

Akteuren. Stattdessen stehen diverse Zielkonflikte im 

Vordergrund, welche zuku nftig ausgehandelt werden 

mu ssen.  

Eine zentrale Herausforderung ist es den Anspruch 

der umfassenden kommunalen Daseinsvorsorge und 

der Wirtschaftlichkeit der Wa rmeversorgung durch 

Fernwa rme zu erfu llen. Dieser Zielkonflikt wurde 
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von Stadtwerken und den Kommunen gleichermaßen 

berichtet. In den meisten Fa llen versuche man hier 

einen guten Austausch zu finden. Es sei jedoch auch 

Konsens, dass nicht alle Bu rger*innen an ein 

Fernwa rmenetz angeschlossen werden ko nnen und 

auch, dass in Randgebieten der Anschluss erst in 

einigen Jahren erfolgen kann. Dies muss den 

Bu rger*innen kommuniziert werden.  Ein a hnlicher 

Zielkonflikt wurde fu r die Wohnungswirtschaft 

berichtet, welche generell an die Fernwa rme 

angeschlossen werden wollen, dies jedoch nur bei 

Kostenneutralita t. Das sei laut Stadtwerken aber 

kaum mo glich, da sonst der Ausbau nicht finanziert 

werden kann.  

Der schnelle Ausbau der Wa rmeinfrastruktur steht 

auch im Spannungsfeld zu den Anforderungen von 

Genehmigungsverfahren, insbesondere zu 

Regelungen bzgl. des Naturschutzes. Stadtwerke 

wu nschten sich schnellere oder vereinfachte 

Verfahren. Kommunen wiederum sehen sich in der 

Pflicht, die Regelungen umzusetzen und haben 

daru ber hinaus mit einem Fachkra ftemangel in den 

relevanten Beho rden zu ka mpfen.  

Als ein Lo sungsansatz wurden direkte 

Kommunikationskana le zwischen Kommunen und 

Stadtwerken vorgeschlagen, um so die Antra ge 

besser vorzubereiten zu ko nnen und die 

Genehmigung zeitnah zu erhalten.  

6.5 Fragen der Flächennutzung und -

verfügbarkeit 

Kommunale Vertreter*innen sehen die Ausweisung 

von Fla chen im Stadtgebiet als Herausforderung. 

Fla chenknappheit ko nne nur durch ein Ausweichen 

ins Umland gelo st werden. Vertreter*innen von 

Dienstleistungsunternehmen berichteten von 

verschiedenen Konfliktlinien. So wurden 

insbesondere politische Herausforderungen die 

Fla chenknappheit in urban Raum genannt und dass 

fehlende Strukturen zur Kooperation mit dem 

Umland bzw. privaten Fla chenbesitzenden bestehen.  

Auch wurden Zielkonflikte benannt, wie z.B. der 

Ausbau anderer EE-Technologien, Naturschutz, 

Gewa sserschutz, die landwirtschaftliche Nutzung 

und a sthetische Gru nde. Stadtwerke betonten 

ebenfalls Interessenkonflikten beim Naturschutz 

und, dass es hier auch zu Aushandlungsprozesse mit 

dem Naturschutzamt komme. 

Als erste Lo sungsansa tze wurden Strategien zur 

Fla chensicherung benannt, so wurden bereits in den 

Wa rmepla nen relevanten Fla chen gekennzeichnet. 

Auch wu rden Stadtwerke und Kommunen schon 

jetzt auf z.B. Landwirte und die umliegenden Kreise 

zugehen und erste Vertra ge aushandeln. Durch die 

kommunalen Vertreter*innen wurde hier das 

Liegenschaftsamt als fu hrende Rolle benannt. 

Fla chen im Privatbesitz seien nur in Umland und bei 

gro ßerem Umfang von Relevanz.   

6.6 Rechtliche Aspekte 

Allgemeine rechtliche Fragestellungen 

Dienstleistungsunternehmen, Kommunen und 

Stadtwerken hoben hervor, dass die Datenerhebung 

eine Herausforderung im Rahmen der Wa rme-

planung und fu r den Fortschreibungsprozess 

darstellt. Grund dafu r seien laut Interview-

partner*innen Unklarheiten hinsichtlich des Rechts-

rahmens oder der datenschutzrechtlichen 

Regelungen. So wurde berichtet, dass Datensa tze oft 

nur uneinheitlich oder unvollsta ndig geliefert 

werden ko nnen. Fu r viele Kommunen bedeutet dies, 

dass in der Fortschreibung Datensa tze neu erhoben 

werden mu ssen. 

Weiterhin wurden von Stadtwerken und 

Dienstleister*innen langwierige und bu rokratische 

Genehmigungsverfahren als Hemmnisse genannt, 

beispielhaft Verfahren im Rahmen der Erschließung 

von Gebieten fu r Tiefengeothermie und der Bau von 

Flusswa rmepumpen. 

Weitere rechtliche Fragestellungen bezogen sich auf 

die Regelungen zur Dekarbonisierung der 

Gasnetzinfrastruktur und den Regelungen von 

Konzessionsrechten, Antragsberechtigten von 

Sammelantra gen durch den Kreis zur Unterstu tzung 

von kleineren Kommunen, Fragen zur rechtlichen 

Verzahnung im Rahmen der Sektorenkopplung sowie 

beim Ausbau von Nahwa rmenetzen. Daru ber hinaus 

bestehen Unklarheiten, welche rechtlichen Folgen 

eine Nicht-Umsetzung des Wa rmeplans haben 

ko nnte.  

Gesetzgebung  

Aus allen Regionen wurde berichtet, dass fehlende 

Regelungen zum Umsetzungsprozess und zur 

Verbindlichkeit der Wa rmpla ne zu Verunsicherung 

fu hrt. Es wurde der Wunsch gea ußert, dass durch 

genaue Regelungen Anreize zu einer schnellen und 

effektiven Umsetzung geschaffen werden ko nnen, 

wie z.B. die Vereinfachung von Genehmigungs-

verfahren im Rahmen einer Erarbeitung des 

Geothermie-Beschleunigungsgesetzes. Dienst-
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leistungsunternehmen hinterfragten, warum die 

Sektorenkopplung nicht sta rker im Gesetz verankert 

worden sei, um so den Ausbau von Stromnetzen im 

Wa rmeplan mitzudenken. Auch wurden fehlende 

Vorgaben zur Erstellung von Maßnahmen und 

fehlende Sanktionsmechanismen kritisiert.   

 Verbindlichkeit des Wärmeplans  

EKA sprachen sich fu r die Verabschiedungen von 

Satzungen in den Kommunen aus, um so eine 

Verbindlichkeit herzustellen. Auch wird die 

Ausweisungsentscheidung als ein zielfu hrendes  

Instrument gesehen, um schnell in die Umsetzung zu 

gehen. Einige Interviewpartner*innen hoffen auch, 

dass durch die Regelungen im GEG mehr Druck 

entsteht, die Umsetzung fru hzeitig anzugehen. Es 

wurden jedoch auch Bedenken gea ußert, dass 

Kommunen die Umsetzer*innen von Maßnahmen 

rechtzeitig einbinden mu ssen und so eine indirekte 

Verbindlichkeit herzustellen. 

 

 

UMFRAGE ZU HERAUSFORDERUNGEN IN DER UMSETZUNG 

Die Akteure wurden befragt, welche Hürden sie als größte Herausforderungen14 sehen (Abbildung 6). 

Kommunen sehen eine Ausweisungsentscheidung oder die Verabschiedung einer Satzung als kritisch. Hauptgrund 

seien Rechtsunsicherheiten zu möglichen Schadensersatzpflichten, wenn Ausbauziele nicht erreicht werden könnten. 

Einige Vertreter*innen sprachen sich für einen Gemeinde- bzw. Stadtratsbeschluss ohne Rechtsverbindlichkeit aus. In 

manchen Fällen wurde eine Anpassung der Fernwärmesatzung in Betracht gezogen. Von Seiten der Verwaltung 

wurde sich auch eine höhere Verbindlichkeit gewünscht, damit mögliche Projektentwickler verpflichtet werden 

können.  

Einige Stadtwerke befürchten, dass durch die Ausweisungsentscheidung Schadenersatzpflichten entstehen könnten. 

Auch Dienstleister*innen und befragte Verbände sehen die Ausweisungsentscheidung nicht als zielführendes 

Instrument für die Verbindlichkeit der Wärmepläne.  

Stadtwerke und Dienstleistungsunternehmen bewerten organisatorische Hürden als größte Herausforderung für die 

Umsetzung. Kommunen hingegen die finanziellen Hürden. Im Durchschnitt werden finanzielle Hürden von den 

Akteuren als größere Herausforderung eingestuft. Technische Hürden werden von Kommunen und Dienst-

leistungsunternehmen höher eingeschätzt als von Stadtwerken. Planerische Hürden werden hingegen als kleinstes 

Hindernis angesehen. Es besteht daher eine Korrelation zwischen angenommenen Herausforderungen und Expertise 

der Akteure. 

 

 
14  Organisatorische Hu rden: z.B. fehlende personelle Kapazita ten, fehlende Vernetzung mit Akteur*innen; Finanzielle Hu rden: z.B. 

fehlender Fo rderungen und Finanzierung; Technische Hu rden: z.B. fehlende Wa rmequellen, Ausbau Wa rmenetze; 
Planerische Hu rden: z.B. Grad der Beru cksichtigung der Bauleitplanung und Stadtentwicklungsplanung 

Abbildung 6: Priorisierung von verschiedenen Hürden bei der Umsetzung der Wärmepläne 
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Die kommunale Wa rmeplanung soll die Wa rme-

versorgung in Deutschland nachhaltig 

transformieren, um die Dekarbonisierung 

voranzutreiben und die Abha ngigkeit von fossilen 

Brennstoffen zu verringern. Die Umsetzungsphase 

der Wa rmepla ne soll den Prozess langfristig in 

kommunale Planungsinstrumente verankern. Neben 

technischen Maßnahmen (z.B. Wa rmenetzausbau) 

sind auch organisatorische Maßnahmen und eine 

etablierte Prozessorganisation zur Etablierung der 

Wa rmeplanung zwingend notwendig. In dieser 

Studie wird beleuchtet, welche Akteure in der 

Umsetzung relevant werden, wie die Auswahl von 

Maßnahmen zur Umsetzung der Wa rmepla ne in 

Kommunen erfolgt, was fu r eine Prozessorganisation 

der Umsetzungsphase in Kommunen wichtig wird 

und welche u bergeordneten Herausforderungen in 

der Umsetzung der Wa rmepla ne bestehen. Dazu 

wurden mehr als 50 Interviews mit kommunalen 

Akteuren durchgefu hrt, um Erfahrungswerte aus der 

Praxis zu sammeln. 

Akteure der Umsetzung 

Stadtwerke spielen eine zentrale Rolle bei der 

technischen Umsetzung, insbesondere beim Ausbau 

der Fernwa rme, und sind ha ufig der erste Ansprech-

partner fu r Bu rger*innen. Sie bringen die 

notwendige fachliche Expertise und Erfahrung in die 

Planung und den Infrastrukturausbau ein. Neben den 

Stadtwerken sind auch private Akteure wie 

Unternehmen und Bu rger*innen wichtige Akteure 

der Umsetzung. Ihre Bereitschaft zur Umsetzung von 

Maßnahmen, insbesondere in dezentralen Gebieten 

oder bei energetischen Sanierungen, ist 

entscheidend fu r den Erfolg. Kommunen, Kreise und 

Energie- und Klimaschutzagenturen schaffen die 

notwendigen Rahmenbedingungen und koordinieren 

die Zusammenarbeit der Akteure.  

Maßnahmen der Umsetzung 

Der Aus- und Aufbau der Fernwa rmenetze ist in 

vielen Kommunen die zentrale Maßnahme. Viele 

Kommunen bzw. ihre Stadtwerke verfu gen bereits 

u ber das notwendige technische und planerische 

Know-how, um ihre Netzstrukturen effizient um- und 

auszubauen. In Kommunen ohne eigene Stadtwerke 

fehlt ha ufig die Erfahrung in der Verwaltung. In 

dezentralen Gebieten setzen Kommunen versta rkt 

auf Informations- und Beratungsangebote sowie 

Sanierungsoffensiven. In einigen Kommunen wird 

daru ber hinaus der Ausbau von Nahwa rmenetzen 

gepru ft. Bei der Auswahl von Maßnahmen spielen 

Faktoren wie die Realisierbarkeit, zeitliche 

Priorisierung, Fo rderlandschaft, Wirtschaftlichkeit, 

Dekarbonisierungspotenziale, Einfluss der Akteure 

oder die politische Tragfa higkeit eine wichtige Rolle. 

Die Etablierung von Erneuerbaren-Energien-

Gemeinschaften bietet eine Mo glichkeit, 

Bu rger*innen bzw. privates Kapital aktiv in die 

Energiewende einzubinden und fo rdert die 

gesellschaftliche Akzeptanz der Transformation vor 

Ort. Im urbanen Raum sind Wa rme-Gemeinschaften 

jedoch noch selten vertreten. Viele Kommunen, 

Stadtwerke und Dienstleistungsunternehmen fehlt 

aktuell noch das notwendige Wissen und die 

Erfahrung, um Potenziale zu aktivieren und 

einzubinden. 

Prozessorganisation der Umsetzung 

Eine strukturierte Prozessorganisation ist 

entscheidend, um die Umsetzung der Wa rmepla ne 

effizient zu gestalten und den Erfolg der Maßnahmen 

sicherzustellen. Mo gliche Aspekte dieser 

Prozessorganisation sind 1) ausreichende 

Strukturen fu r die Koordination und Beteiligung der 

Akteure und Prozesse, 2) ein solides Monitoring-

Konzept um den Fortschritt der Maßnahmen 

regelma ßig zu u berpru fen, 3) die Integration von 

Maßnahmen in die kommunalen 

Planungsinstrumente, 4) sich a ndernde externe 

politische und finanzielle Rahmenbedingungen 

regelma ßig pru fen, 5) eine Detailplanung von 

Maßnahmen und 6) ggf. neu gegru ndete 

Kooperationsgemeinschaften fu r Großprojekte. 

Übergeordnete Herausforderungen 

Die Umsetzung der Wa rmepla ne bringt weitere 

Herausforderungen mit sich, darunter die 

Finanzierung von Personal und Maßnahmen, der 

Fachkra ftemangel, ggf. Interessens- und 

Zielkonflikte, sowie komplexe rechtliche 

Rahmenbedingungen. Zudem sind Schwierigkeiten 

bei der Datennutzung, die Fla chennutzung, 

mangelnde politische Unterstu tzung und die geringe 

Verbindlichkeit der Wa rmepla ne zentrale Aspekte. 

7 Fazit & Zusammenfassung 
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